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VORWORT
Sehr geehrte Interessierte,

Inklusion lebt von Begegnungen, vom Mut, neue Wege zu gehen, und von der Überzeu-
gung, dass unsere Stadt für alle da ist. Die Jahre 2023 und 2024 haben gezeigt, wie viel 
wir erreichen können, wenn wir diese Haltung gemeinsam leben.

Mit der Fortschreibung des Landesaktionsplans zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) hat Hamburg einen Fahrplan entwickelt, um Barrieren abzu-
bauen und Teilhabe in allen Lebensbereichen zu stärken. Ein deutliches Signal wurde mit 
neuen Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe von gehörlosen Menschen bei öffentlichen 
Sportveranstaltungen gesetzt – weil auch Freizeit und Sport barrierefrei sein müssen.

Wir haben ferner dazu beigetragen, dass Inklusion in Lehre und Forschung zukünftig eine 
größere Rolle spielen wird. 

Immer mehr Unternehmen öffnen ihre Türen und schaffen Chancen auf berufliche Teilhabe. 
Hamburg nimmt mit seinen zahlreichen Angeboten mittlerweile eine Vorreiterrolle ein!

Mit dem Senator-Neumann-Preis und dem Inklusionspreis haben wir Menschen und Projekte 
geehrt, die mit Kreativität, Leidenschaft und Ausdauer für eine inklusive Stadt arbeiten.

Gleichzeitig sehen wir: Prozesse in der Verwaltung dauern oft zu lange und Bescheide 
einzelner Menschen lassen zu lange auf sich warten. Das ist für die Betroffenen belas-
tend. Umso wichtiger ist es, dass wir jetzt durch Digitalisierung Abläufe beschleunigen 
und Hürden abbauen – damit Unterstützung dort ankommt, wo sie gebraucht wird, und 
zwar rechtzeitig.

Mein herzlicher Dank gilt allen, die sich auf so vielfältige Weise für Inklusion engagieren – 
in Politik und Verwaltung, in Vereinen, Verbänden und Unternehmen, in der Nachbarschaft 
und in Initiativen. Und ganz besonders danke ich meinem engagierten Arbeitsstab, ohne 
den vieles nicht möglich wäre.

Lassen Sie uns weiter mutig vorangehen und Hamburg zu einer Stadt machen, in der 
wirklich alle Menschen selbstbestimmt leben und teilhaben können.

Hamburg kann inklusiv werden – wenn wir es wollen!

Ihre 
Ulrike Kloiber 
Senatskoordinatorin für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen



7

1. �MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 
IN HAMBURG

1	 Nach § 20 Absatz 1 und § 152 Absatz 1 SGB IX werden Personen, die einen Grad der Behinderung von mindestens 
20 aufweisen, offiziell als Menschen mit Behinderungen anerkannt.

Ende 2024 lebten 1.862.565 Menschen in Hamburg (Statistisches Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein, 2025). Davon hatten laut Angaben des Versorgungsamtes Hamburg 
247.888 (2023: 244.711) Menschen eine Behinderung.1 Der Anteil der Menschen mit einer 
Schwerbehinderung (Grad der Behinderung (GdB) von mindestens 50) betrug davon Ende 
2024 56,1 Prozent (2023: 56,7 Prozent); das entspricht 7,5 Prozent von der Gesamtbe-
völkerung. Lebten 2022 noch 242.581 Menschen mit Behinderungen in Hamburg, so ist 
die Zahl bis Ende 2024 um 5.307 Personen gestiegen. 

Ein Blick auf die Altersstruktur der Betroffenen zeigt deutlich, dass Schwerbehinderungen 
überwiegend im höheren Alter auftreten. Im Kindes‑ und Jugendalter sind die Zahlen noch 
sehr gering, nehmen jedoch im weiteren Verlauf des Lebens kontinuierlich zu. Dies wird 
durch die nachfolgende Abbildung 1 zusätzlich veranschaulicht.

Abbildung 1: Altersstruktur bei Menschen mit Schwerbehinderungen
Quelle: Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein (Eigene Darstellung von SkbM)
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Laut dem Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein ist der überwiegende 
Teil der Menschen mit Behinderungen in Hamburg 65 Jahre und älter. 2024 lag der Anteil 
bei 51,3 Prozent (2023: 51,5 Prozent). 

Bei Menschen mit einer Schwerbehinderung betrug der Anteil der Personen mit angebo-
renen Behinderungen Ende Dezember 2023 4,9 Prozent bei männlichen und 3,4 Prozent 
bei weiblichen Personen. 

Ursächlich für 92,4 Prozent der Schwerbehinderungen waren 2023 allgemeine Krankheiten. 

Am Jahresende 2023 wohnten in Hamburg 5.456 Personen, die wegen Taubheit oder 
Schwerhörigkeit schwerbehindert waren. Im Vergleich zur letzten Erhebung zwei Jahre 
zuvor hat sich ihre Zahl um ein Prozent erhöht, so das Statistikamt Nord.

Bei 35 Prozent der Betroffenen war Taubheit die schwerste Behinderung. Zum Teil litten 
diese Personen gleichzeitig an Störungen der Sprachentwicklung und an Beeinträchtigungen 
der geistigen Entwicklung. Auf Schwerhörigkeit (auch kombiniert mit Gleichgewichtsstö-
rungen) entfielen 65 Prozent. 

53 Prozent der schwerbehinderten Hörgeschädigten waren mindestens 65 Jahre alt, 42 
Prozent waren im Alter von 18 bis 65 Jahren. Lediglich vier Prozent (241 Personen) waren 
minderjährig. 

34 Prozent hatten den höchsten Grad der Behinderung von 100. 

Die Schwerbehinderung war in 86 Prozent der Fälle auf eine allgemeine Krankheit zurück-
zuführen. Der Anteil der angeborenen Behinderungen lag bei zwölf Prozent (Statistisches 
Bundesamt, 2023).
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2. BÜRGERINNEN- UND BÜRGER
ANFRAGEN

Zu den zentralen Aufgaben der Senatskoordination zählt die Vermittlung zwischen Bür-
gerinnen und Bürgern und der öffentlichen Verwaltung (§ 14 Absatz 1 Hamburgisches 
Behindertengleichstellungsgesetz – HmbBGG).

Im Berichtszeitraum gingen insgesamt 840 Unterstützungsgesuche von Bürgerinnen und 
Bürgern ein. Die meisten Anfragen bezogen sich im Berichtszeitraum auf die Themenbe-
reiche Verwaltungshandeln, Mobilität/Verkehr und Öffentlicher Raum. Die folgende Ab-
bildung 2 zeigt eine Übersicht über die Anzahl der Anfragen von Bürgerinnen und Bürgern, 
die in den Jahren 2023/2024 zu den verschiedenen Themenbereichen bei der Senatskoor-
dination eingegangen sind.

Abbildung 2: Anzahl der Bürgerinnen- und Bürgeranfragen nach Themenbereichen
Quelle: Eigene Darstellung

Die einzelnen Anfragen umfassten in zahlreichen Fällen gleich mehrere Anliegen aus 
unterschiedlichen Themenbereichen. So konnten einzelne Anfragen beispielsweise die 
Unterstützung bei der Suche nach einer barrierefreien Wohnung und auch den Wunsch 
nach Vermittlung gegenüber einem Bezirksamt beinhalten, weil Hilfen aus Sicht der be-
treffenden Person nicht rechtzeitig bewilligt wurden. 
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Anfragen, die mehrere Anliegen enthalten, führen grundsätzlich zu einer höheren Komple-
xität und einem größeren zeitlichen Aufwand bei der Bearbeitung. Im Jahr 2023 wurden 
insgesamt 407 Anfragen registriert, die sich auf 498 verschiedene Themenbereiche ver-
teilten. Im darauffolgenden Jahr 2024 stieg die Anzahl der Anfragen auf 433, wobei diese 
sich auf insgesamt 655 Themenbereiche bezogen. Die nachfolgende Abbildung 3 zeigt die 
Entwicklung der Anfragen und Anliegen von 2017 bis 2024. Im Verlauf nahm die Anzahl der 
Anliegen zu, die jeweils mit einer Anfrage an die Senatskoordination herangetragen werden. 

Abbildung 3: Entwicklung der Anfragen und Anliegen von 2017 bis 2024
Quelle: Eigene Darstellung

Wesentliche Anliegen der Bürgerinnen und Bürger betrafen wie auch in den Jahren 2022/2023 
die Barrierefreiheit insbesondere im Verkehr, im öffentlichen Raum, am Arbeitsplatz, in 
der Schule und nicht zuletzt bei der Internetnutzung (digitale Barrierefreiheit).

Der Themenbereich Verwaltungshandeln umfasst das Tätigwerden von Behörden und 
Bezirksämtern und damit verbunden auch die Kommunikation zwischen der öffentlichen 
Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern. Zu den Anlässen, die zur Kontaktaufnahme mit 
der Senatskoordination geführt haben, zählten insbesondere aus Sicht der betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger auch in diesem Berichtszeitraum die mangelnde Erreichbarkeit 
der betreffenden Dienststellen, fehlende Beratung, ausbleibende Rückmeldungen bzw. 
Antwortschreiben der betreffenden Dienststellen, unklare Zuständigkeiten aus Sicht von 
Bürgerinnen und Bürgern, Bearbeitungszeiten von mehreren Monaten bis zu über einem 
Jahr, die für Betroffene im Bearbeitungszeitraum zum Teil erhebliche Einschränkungen in 
der Teilhabe zur Folge hatten. Ebenso lösten Ablehnungsbescheide bei Bürgerinnen und 
Bürgern Anfragen bei der Senatskoordination mit der Bitte um Unterstützung aus. Dazu 
zählten insbesondere Entscheidungen des Versorgungsamtes zur Festlegung eines GdB 
oder Merkzeichens.2

2	 Zusätzlich zum GdB kann je nach Art und Schwere der Behinderung das Versorgungsamt ein sog. Merkzeichen er-
teilen, mit denen Menschen mit Behinderungen weitere Vergünstigungen und Nachteilsausgleiche erhalten. Weitere 
Informationen zu den Merkzeichen sind online abrufbar unter: Die Merkzeichen - Schwerbehindertenausweis.
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Im Bereich Mobilität und Verkehr erreichten die Senatskoordination insbesondere An-
fragen und Beschwerden über Barrieren im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), 
mangelnde Angebote des ÖPNV (z. B. fährt MOIA nicht in die Randbezirke), nicht bar-
rierefreie Baustellenampeln, mangelnde Barrierefreiheit an MOIA-Haltepunkten sowie 
Schienenersatzverkehr mit Bussen, die nicht barrierefrei waren. Aber auch Anlagen des 
Hamburger Hafens lösten Anfragen aus. So gingen bei der Senatskoordination auch 
Beschwerden über die mangelnde oder bedingte Barrierefreiheit auf den Pontons an den 
Landungsbrücken, auf Barkassen und den Museumsschiffen ein. Betroffen waren dabei 
unter anderem der Ponton auf der Höhe Rödingsmarkt, der als öffentlicher Weg dient und 
derzeit nicht barrierefrei zugänglich ist. Hier befinden sich auch die Flussschifferkirche 
sowie die Museumsschiffe in Övelgönne.

Zum öffentlichen Raum zählen das gebaute Lebens- und Wohnumfeld außerhalb von Ge-
bäuden und Privatgrundstücken. Der öffentliche Raum ist Teil des Sozialraums und dient 
der Teilnahme aller Bürgerinnen und Bürger. Dazu zählen insbesondere der öffentliche 
Verkehrsraum im Sinne von Verkehrsflächen wie Gehwege, Fußgängerzonen, Straßen-
überquerungen, öffentliche Plätze und Freiräume wie Grünanlagen, Parks und Spielplätze 
(Bundesfachstelle Barrierefreiheit, 2025). Insbesondere für Menschen mit körperlichen 
Beeinträchtigungen sind barrierefreie Wege von zentraler Bedeutung für die Erreichbar-
keit von Haltestellen des ÖPNV, von Geschäften und Dienstleistungen, Arztpraxen und 
Veranstaltungsorten für Freizeit, Kultur und Sport und damit für Selbstbestimmung und 
Teilhabe.

Grundsätzlich dominierten drei Themen und lösten Anfragen bei der Senatskoordination 
aus. Dazu zählten

•	 der Wegfall öffentlicher Behindertenparkplätze in der Stadt,

•	 E-Scooter, die als Hindernis auf dem Weg (u. a. auf Blindenleitstreifen) sowie vor 
Hauseingängen und Zufahrten standen oder lagen und ein gefahrengeneigtes Stol-
perhindernis waren,

•	 die Folgen des Ausbaus von Velorouten, die durch den Wegfall von Fußwegen, an 
Bushaltestellen, die an Fahrradwegen grenzen oder durch Querungen mit Auto- und 
Fußgängerverkehr, das Sicherheitsgefühl von Menschen mit Behinderungen sowie von 
älteren Menschen beeinträchtigten.

Zudem stellten fehlende Bordsteinabsenkungen, wackelige oder erhabene Gehwegplatten, 
Baumwurzeln und zugewachsene Gehwege eine Herausforderung dar. Aber auch Stra-
ßensanierungen, die mit provisorischer Wegeführung (z. B. Bretterwege) oder der Sperrung 
von Zugängen verbunden waren, fehlende Geländer an Pontons sowie rutschige und steile 
Zugänge an den Landungsbrücken und der Wegfall von Verkehrsinseln und Änderungen 
bei der Wegeführung stellten Menschen mit Behinderungen vor große Herausforderungen. 
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Ferner lösten Geschäfte, Restaurants und öffentliche Toiletten, die nicht barrierefrei zu-
gänglich waren, Beschwerden und Unterstützungsanfragen bei der Senatskoordination aus.

Auswirkungen auf die Mobilität hatten jedoch insbesondere auch Einschränkungen beim 
Zugang zu U- und S-Bahnen, zur Deutschen Bahn sowie die fehlende Barrierefreiheit in 
der unmittelbaren Umgebung von Haltestellen und Stationen. So konnte beispielsweise 
ein defekter Aufzug zu den Gleisen am Hauptbahnhof dazu führen, dass ein Fernzug nicht 
erreichbar war oder zeitintensiv Zugänge an anderen Bahnstationen aufgesucht werden 
mussten. 

Digitale Barrierefreiheit ist mittlerweile ein wesentlicher Schlüssel für gesellschaftliche 
Teilhabe. Es bedarf daher einer responsiven Digitalisierungspolitik und einer Transfor-
mationsstrategie, die darauf abzielt, Menschen unabhängig von Alter, Behinderung, Ge-
schlecht, Herkunft oder sozialem Status einzubeziehen und digitale Angebote für alle zu 
entwickeln. Anfragen und Beschwerden zur digitalen Barrierefreiheit betrafen insbesondere 
Internetseiten und Apps, deren Nutzung nicht oder nur bedingt barrierefrei möglich war. 
Dazu zählten u. a. das Ticketing bzw. Buchungen für den ÖPNV, für Konzerte, Theater 
oder Reisen. Ferner meldeten sich Personen, denen bei der Bußgeldstelle kein barriere-
freies Online-Formular zur Verfügung stand. Aber auch in anderen Bereichen mangelte 
es an einem Zugang für alle: So gingen bei der Senatskoordination auch Beschwerden 
über eine Tageszeitung ein, die ihr digitales Informationsangebot nicht barrierefrei zur 
Verfügung stellte. 

Insbesondere auch gehörlose Menschen sind von mangelnder Barrierefreiheit bei digitalen 
Angeboten betroffen. So wurden im Berichtszeitraum insbesondere Warn-Apps bean-
standet, die diese Personengruppe nicht ausreichend berücksichtigten.

Aber auch Apps, die im Bereich der Mobilität bei der Registrierung oder Buchung von 
Dienstleistungen nicht für alle barrierefrei waren, lösten Beschwerden bei der Senatskoor-
dination aus.

Zum Thema Arbeit wandten sich Bürgerinnen und Bürger wie auch im letzten Berichts-
zeitraum insbesondere mit dem Wunsch nach einem Job, einem Ausbildungs- oder Prak-
tikumsplatz an die Senatskoordination. Weitere zentrale Anliegen betrafen Konflikte am 
Arbeitsplatz mit Vorgesetzten, mit Kolleginnen und Kollegen sowie digitale, kommunikative 
und bauliche Barrieren. Insbesondere im Fall belastender Ereignisse am Arbeitsplatz wie 
eine Kündigung oder bei Konflikten bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes, der so gestal-
tet ist, dass er den gesundheitlichen Einschränkungen des Arbeitnehmers gerecht wird 
(sog. leidensgerechter Arbeitsplätze, vgl. 164 Abs. 4 SGB IX) suchten die betreffenden 
Personen Unterstützung bei der Senatskoordination.

Weitere Anfragen bezogen sich auf Auswahl- und Bewerbungsverfahren, dem weiteren 
Vorgehen bei Absagen nach einem Bewerbungsverfahren schwerbehinderter Menschen, 
die über die erforderliche Eignung verfügten oder der diskriminierende Umgang im Vor-
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stellungsgespräch. Ferner meldeten sich Personen, denen aufgrund einer Behinderung 
die Arbeit als Ärztin bzw. als Ärztin mit Approbation verwehrt oder die aufgrund dieser 
Beeinträchtigung nicht als Schöffin bei Gericht zugelassen wurden. Ein anderer Anlass 
für die Kontaktaufnahme zur Senatskoordination war die Entlassung zahlreicher Beschäf-
tigter eines Post- und Paketzustellers, die vornehmlich Beschäftigte mit Behinderungen 
betraf. Ferner wurden Fragen zu Arbeitsassistenz, Budget für Arbeit, Beratungsstellen, 
Anlaufstellen wie Integrationsfachdienste an die Senatskoordination herangetragen. 

Das Thema Bildung umfasst Anfragen zu Schule und Studium, Kita und Freizeitkursen (z. B. 
Volkshochschule). Der überwiegende Teil der Vermittlungsanliegen bezog sich jedoch auf 
die Schule. Eltern meldeten sich insbesondere mit Anliegen und auftretenden Problemen 
bei der Schulwahl, z. B. wenn die Einschulung in der gewünschten Schule nicht möglich 
war oder beim Übergang zur weiterführenden Schule oder aufgrund von Problemen und 
Konflikten in der Schule ein Schulwechsel anstand oder Nachteilsausgleiche aus Sicht 
der Eltern für ihr Kind nicht im erforderlichen Umfang oder verspätet bewilligt wurden. 

Eine besondere Herausforderung für die Eltern, aber auch für die betreffenden Schulen 
betraf die Schulbegleitung. Reichen im Einzelfall schulische Angebote und Maßnahmen 
der Schulen nicht aus, kann eine Schulbegleitung beantragt werden, damit dem einzelnen 
Schüler bzw. der Schülerin eine gleichberechtigte Teilnahme am schulischen Alltag und 
damit die Teilhabe am Unterricht ermöglicht wird. Insbesondere das Antrags- und Bewil-
ligungsverfahren erlebten Eltern als wenig transparent und getroffene Entscheidungen 
waren aus Sicht der Eltern nicht immer nachvollziehbar. Nicht selten betraf es die Aner-
kennung vom Förderbedarf, u. a. den sozial-emotionalen Förderbedarf und Förderbedarfe 
aufgrund von Autismus-Spektrum-Störungen und damit einhergehend die erforderliche 
Schulbegleitung.

Anfragen zu Kitas betrafen u. a. den Übergang von der Frühförderung in die Kita und 
bemängelt wurde die Überlastung des Jugendpsychiatrischen Dienstes, die eine sehr 
lange Wartezeit für die Begutachtung zur Beantragung eines Kitagutscheins haben. In 
der Folge haben Kinder keine Förderung in der Kita erhalten oder wurden erst gar nicht 
aufgenommen.

Zu den zentralen Anliegen im Bereich Wohnen zählten, wie auch 2021/2022 die Suche 
nach einer barrierefreien Wohnung sowie nach betreibergestützten Wohnformen wie 
ambulante Wohngruppen oder Wohneinrichtungen. Aber auch Umzugswünsche innerhalb 
Hamburgs sowie von Personen, die gern nach Hamburg ziehen wollten, erreichten die 
Senatskoordination. Aber auch ein defekter Fahrstuhl im Wohnhaus, Konflikte mit Ver-
mieterinnen und Vermietern (z. B. Verweigerung einer Genehmigung für Rollstuhlgarage, 
Abstellverbot für Rollator im Hausflur) oder auch Nachbarinnen und Nachbarn führten zur 
Kontaktaufnahme. Aber auch bei drohender Wohnungslosigkeit melden sich Bürgerinnen 
und Bürger bei der Senatskoordination.
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Zum Thema Gesundheit gingen im Berichtszeitraum insbesondere Fragen, Beschwerden 
und Vermittlungsbedarfe zu Behandlungen, zur Diagnosestellung und zu Befunden aus 
Krankenhäusern und von niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten ein. Aber auch Beschwer-
den über die Feststellung des GdB durch das Versorgungsamt oder die Feststellung eines 
Pflegegrades durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) veranlasste Bür-
gerinnen und Bürger zur Kontaktaufnahme, um sich über Antragsverfahren zu erkundigen 
oder weil sie insbesondere den GdB oder des Pflegebedarfs und deren Auswirkungen 
gravierender einschätzten. 

Ein weiterer wesentlicher Schwerpunkt bildete die mangelnde Barrierefreiheit in und zur 
Erreichung von Arztpraxen. Ebenso erreichten die Senatskoordination Beschwerden über 
Assistenzhunde, die keinen Einlass in Arztpraxen bekamen und Hilfsmittel, die nicht be-
willigt wurden, aber aus Sicht der betreffenden Personen notwendig sind.

Deutlich zugenommen haben Fragen und Vermittlungsgesuche rund um das Thema un-
sichtbare Behinderungen. Dazu zählen u. a. Schmerzen, Depressionen, Traumata, Angst-
zustände, Migräne, Autoimmunerkrankungen oder Erkrankungen der inneren Organe.

Betroffene leiden häufig weniger an ihren Einschränkungen als viel mehr darunter, dass sie 
sich missverstanden fühlen und ihre Nöte keine Anerkennung erfahren. Die Anfragen bei 
der Senatskoordination betrafen insbesondere Fragen der gesellschaftlichen Akzeptanz 
und Anerkennung sowie die Suche nach medizinischer Hilfe und ärztlicher Fachexpertise 
insbesondere bei Autoimmunerkrankungen.

Im Bereich Sport dominierten Fragen und Beschwerden zu Barrieren bei Sportveranstal-
tungen, Sportangeboten, beim Public Viewing und in Fan-Zonen. Beklagt wurden hier 
u. a. fehlende Gebärdensprachdolmetschende für gehörlose Sportfans und aktive Sport-
lerinnen und Sportler. So durften Schwimmerinnen und Schwimmer beispielsweise den 
Assistenzhund nicht mit ins Bad nehmen und zur EM 2024 gingen zahlreiche Anfragen 
zum Ticketing erforderlicher Begleitpersonen ein. 

Bürgerinnen und Bürgern war es aber auch ein Anliegen, auf die noch unzureichende Prä-
senz und Würdigung der Leistungen von Sporttreibenden mit Behinderung hinzuweisen. 
So wurden bei der Wahl zur Sportlerin beziehungsweise zum Sportler des Jahres keine 
Special Olympics-Teilnehmenden gekürt. Ferner wurden auch Fragen zur Kostenübernahme 
für die Teilnahme an der Para-Dart Europa- und Weltmeisterschaft sowie zur Nutzung 
der Jahresdauerkarte für den Hamburger SV, bezogen auf die Mindestnutzung und Über-
tragbarkeit der Karte, an die Senatskoordination herangetragen. 

Zum Thema Tourismus erreichten die Senatskoordination Anfragen und Beschwerden 
zur mangelnden barrierefreien Ausstattung und einem teilweise rigiden Umgang mit in-
dividuellen behinderungsbedingten Bedarfen in Hotels. Aber auch für Hamburg typische 
Sehenswürdigkeiten und Veranstaltungen wie Musicals in der Neuen Flora (Mama Mia 
Musical) und das Stage Theater am Hafen (König der Löwen) waren für Touristinnen und 
Touristen mit Behinderungen teilweise nicht barrierefrei. 
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Quelle: Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, 2024.

Die Anliegen im Bereich Kultur bezogen sich im Berichtszeitraum im Wesentlichen auf nicht 
barrierefreie Zugänge zu Weihnachtsmärkten (u. a. Rathausmarkt, Bergedorf, Tibarg) und 
Veranstaltungsräumen (u. a. Zeisehallen, Grünspan, Theater Wandsbek Markt), fehlende 
Fahrstühle (u. a. Inselpark-Arena) und insbesondere auf Toiletten, die nicht barrierefrei 
zur Verfügung standen (u. a. Grünspan, Volkshochschule (VHS) Barmbek), durchgängig 
verschlossen oder nicht elektrifiziert waren oder zweckentfremdet wurden. 

Beschwerden bezogen sich zudem auf Großveranstaltungen wie den Hafengeburtstag, 
Demonstrationen oder den Schlagermove, die insbesondere für Rollstuhlfahrerinnen und 
-fahrer sowie für Menschen mit Sehbehinderung nicht barrierefrei organisiert waren.

Zahlreiche Beschwerden löste insbesondere der grüne Bunker an der Feldstraße aus. Dabei 
handelt sich zwar nicht um ein öffentliches Gebäude, jedoch sieht der städtebauliche Ver-
trag die Verpflichtung vor, der Allgemeinheit (Öffentlichkeit) den Zugang zu ermöglichen. 
Der Zugang sollte somit Besucherinnen und Besuchern mit und ohne Behinderungen 
uneingeschränkt möglich sein. Die eingegangenen Beschwerden bezogen sich insbeson-
dere auf den Umgang und subjektiv empfundene Diskriminierungen durch das Personal 
sowie auf Einschränkungen bei der Nutzung. Zudem waren nicht alle Bereiche des Bunkers 
barrierefrei zugänglich.	

Diskriminierung: Einige Anfragen ließen sich nicht direkt einem der genannten Themen-
felder zuordnen. Es handelt sich um subjektiv empfundene Diskriminierungserfahrungen 
aufgrund von Behinderungen oder chronischen Krankheiten auch in Kombination mit ande-
ren Merkmalen wie z. B. Alter, Herkunft oder sozialem Status. So meldeten sich Menschen 
bei der Senatskoordination, wenn sie sich subtil oder offensichtlich durch Mitmenschen in 
ihrem Umfeld diskriminiert fühlten und ein offenes Ohr suchten, um darüber zu sprechen 
und auf das Problem aufmerksam zu machen. 

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger nutzen die Senatskoordination als erste Anlaufstelle, 
um auf kurzem Weg ausschließlich Informationen zu erhalten. Dazu zählten insbesondere 
Fragen nach Anlauf- und Beratungsstellen. 

Der Bereich Sonstiges erfasst Anliegen, die keinem der bisher aufgeführten Themenbereiche 
oder der Diskriminierung zuzuordnen waren. Dazu zählten insbesondere Anliegen zu den 
Themen Medien (Presse, Funk und Fernsehen), Stalking (u. a. durch Angehörige) oder zur 
Schneeräumung, weil die Person der Schneeräumverpflichtung aufgrund der Behinderung 
nicht nachkommen konnte oder andere dieser Verpflichtung nicht nachgekommen sind. 

„Kunst, Kultur und Medien haben die Kraft,  
unser „Bild von der Welt“ zu prägen.“
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Insgesamt hat sich im Berichtszeitraum hat gezeigt, dass sich die Kommunikation mit 
den Bürgerinnen und Bürgern verändert hat. Um den Herausforderungen eines raueren 
Umgangstons und gelegentlich respektlosen Verhaltens angemessen zu begegnen und 
gleichzeitig den Dialog konstruktiv zu gestalten, wird die Senatskoordination die Entwicklung 
weiterhin aufmerksam beobachten und entsprechende Schritte einleiten. Die Veränderungen 
verdeutlichen, dass neben einem offenen Ohr, wertschätzender Kommunikation, Empathie 
und Geduld zunehmend auch präventive und deeskalierende Maßnahmen erforderlich 
sind, um Mitarbeitende zu schützen und einen respektvollen Umgang zu gewährleisten.
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3. ARBEIT
Arbeit ist ein wesentlicher Schlüssel zur Teilhabe. Abgesehen von der Bestreitung des ei-
genen Lebensunterhalts öffnet der Zugang zum Arbeitsleben die Tür zur gesellschaftlichen 
Teilhabe in alle anderen Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. Das Thema Teilhabe am 
Arbeitsleben zählt für die Senatskoordination damit zu den besonders relevanten Themen, 
die auch im Berichtszeitraum 2023/2024 weiterbewegt wurden.

Die UN-BRK fordert in Artikel 27 die Beseitigung institutionell verursachter Barrieren, um 
die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen und 
sieht die Schaffung inklusiver Strukturen vor. Im Folgenden werden einige statistische 
Daten zur Arbeitslosigkeit von Menschen mit Schwerbehinderung in Hamburg dargestellt. 
Diese Zahlen geben einen Überblick über die aktuelle Situation und verdeutlichen die Her-
ausforderungen im Hinblick auf die Umsetzung der Vorgaben aus Artikel 27 der UN-BRK.

 

Marktplatz der Möglichkeiten des „Netzwerks Arbeit Hamburger Tagesförderungen“ (NAHT)
©SKBM

In Hamburg lag 2023 die Gesamtzahl der arbeitslosen Menschen bei 80.806 und ist im 
Jahr 2024 auf 88.471 gestiegen. Im Jahresdurchschnitt 2023 lag die Zahl der schwer-
behinderten Arbeitslosen in Hamburg bei 3.471, was etwa 4,3 Prozent der Gesamtzahl 
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von 80.806 entsprach. Im Jahr 2024 stieg die Zahl der schwerbehinderten Arbeitslosen 
auf 3.713, was rund 4,2 Prozent der Gesamtzahl von 88.471 ausmachte. Der Anteil der 
schwerbehinderten Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbildung lag bei etwa 58,6 
Prozent (2023) und 58,7 Prozent (2024), während der Anteil mit akademischer Ausbildung 
von 8,5 auf 9,1 Prozent stieg. Der Großteil der Arbeitslosen hat keine abgeschlossene 
Berufsausbildung (Bundesagentur für Arbeit, 2025). 

Insbesondere junge Menschen mit Behinderungen, die eine Sonderschule besucht haben, 
haben Nachteile beim Einstieg in das Berufsleben, weil sie bereits am Übergang von der 
Schule in den Beruf Exklusionsrisiken ausgesetzt sind, die durch starke Selektionspro-
zesse am Ausbildungsmarkt geprägt sind. Ihre Teilhabe am Arbeitsmarkt bleibt oft auf 
Sondersysteme wie Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) beschränkt und ein 
nahtloser Wechsel in die betriebliche Ausbildung und auf den ersten Arbeitsmarkt ist für 
viele noch die Ausnahme (Arndt, Neises, & Weber, 2018). 

Im Schuljahr 2023/2024 betrug der Anteil der Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
aus Sonderschulen, die keinen Schulabschluss erworben haben, 76,9 Prozent und in 
Stadtteilschulen 6,8 Prozent (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und 
Berufsbildung, Institut für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung, 2024, S. 37ff).

Von den insgesamt 217.580 Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2023/2024 an 
allgemeinbildenden Schulen besuchten annähernd 4.600 Kinder und Jugendliche Son-
derschulen (ebd., S. 6). 

Jugendliche ohne staatlich anerkannten Schulabschluss haben deutlich erschwerte Start-
bedingungen im Berufsleben. Eine repräsentative Befragung von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen im Alter von 14 bis 21 Jahren, durchgeführt im Auftrag der Deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung sowie der Bertelsmann Stiftung im Jahr 2023, zeigte, dass 67 
Prozent der Befragten der Ansicht waren, dass die Schule nur unzureichend oder gar nicht 
in der Lage ist, die für die berufliche Zukunft relevanten Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
vermitteln (forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH, 2023). 

Schulformübergreifend ist daher ein guter Übergang von der Schule in den Beruf wichtig, 
um die Jugendlichen in die Lage zu versetzen, die Anforderungen des Berufslebens besser 
zu bewältigen und ihre Teilhabe am regulären Arbeitsmarkt zu verbessern. Eine inhaltliche 
und strukturelle Kontinuität im Bildungsprozess ist grundlegend für die Bewältigung des 
Übergangs ins Berufsleben (Arndt, Neises, & Weber, 2018).

Anders als Menschen, die ihre Behinderung im Laufe des Lebens erworben haben, haben 
sich junge Menschen mit angeborenen Behinderungen schon früh im Leben mit ihrer 
Behinderung auseinandersetzen und in der Gesellschaft beweisen müssen. Neben der 
Auseinandersetzung mit Diskriminierungen und Vorurteilen steht nicht selten die Behin-
derung oder Beeinträchtigung im Vordergrund und nicht ihre Fähigkeiten. Umso mehr 
gewinnt der Übergang von der Schule in den Beruf an Bedeutung – er stellt eine besonders 
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entscheidende Phase im Lebenslauf dar und legt den Grundstein für soziale Teilhabe im 
Erwachsenenalter (Aktion Mensch e.V. (Hrsg.), 2024, S. 24f).

Die Senatskoordination führte zu diesem Thema einen ganztägigen Fachtag durch mit 
dem Titel „Was kannst du eigentlich? Schule, Ausbildung und Beruf inklusiv im Übergang“ 
(vgl. Kapitel 10 – Öffentlichkeitsarbeit).

© Angela Wittchen, ILLU FRONT Hamburg

Ziel dieses Fachtages war es, die besonderen Herausforderungen junger Menschen beim 
Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf zu thematisieren, da diese Phase maß-
geblich über ihre zukünftigen gesellschaftlichen Teilhabechancen entscheidet. 

Im Rahmen des Fachtages wurden zentrale Fragestellungen diskutiert, wie es gelingen 
kann, jungen Menschen eine aktive Teilhabe an der Arbeitsgesellschaft zu ermöglichen und 
gleichzeitig ein inklusives Aufwachsen und Zusammenleben von Menschen mit und ohne 
Behinderung zu fördern. Dabei standen insbesondere die strukturellen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen im Fokus, die in der Zusammenarbeit der beteiligten Akteurinnen 
und Akteure an den Übergängen von Schule zu Ausbildung und Beruf weiterentwickelt 
werden müssen, um eine erfolgreiche Begleitung junger Menschen zu gewährleisten. Zudem 
wurde erörtert, wie die Jugendlichen selbst aktiv in diesen Übergangsprozess eingebunden 
werden können. Der Fachtag richtete sich vor allem an Vertreterinnen und Vertreter von 
allgemeinbildenden Schulen, der Berufsbildung, von Unternehmen, Rehabilitationsträgern, 
der Politik sowie an Jugendliche mit Behinderungen.

Im Verlauf der Veranstaltung fanden mehrere Workshops statt, die unterschiedliche As-
pekte des Übergangsprozesses vertieften. 

Im ersten Workshop mit dem Titel „Was zählt, sind die Stärken und Interessen“ wurde das 
Portfolio-Instrument „MEIN.Profil – Was ich kann“3 zur Erfassung der Stärken und Inte-
ressen junger Menschen mit und ohne Behinderungen, vorgestellt. Dieses Instrument, 
das von der Uni Duisburg Essen und der Uni Hamburg zusammen mit Praktikerinnen und 
Praktikern entwickelt wurde, setzt an der systematischen Erfassung und Dokumentation 
individueller Fähigkeiten und sozialer Ressourcen an, um junge Erwachsene mit Lern-

3	 Weitere Informationen sind online abrufbar unter: MEIN.Profil - was ich kann!.

https://www.pedocs.de/volltexte/2024/31755/pdf/Giemza_et_al_2024_MEIN_Profil.pdf
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schwierigkeiten während des Übergangs von der Schule in die berufliche Bildung oder 
Beschäftigung zu befähigen, selbstbestimmt ihren Weg zu gestalten. „MEIN. Profil“ ist 
ein modulares Ordnersystem, das in vier Bereiche unterteilt ist: Wohnen, Freizeit, Schule/
Berufsschule und Arbeit. Die Nutzenden entscheiden selbst, welche Informationen sie 
mit anderen teilen möchten. Dabei werden grundlegende Fähigkeiten in Numeralität, also 
mathematischen Alltagskompetenzen, und Literalität, der Fähigkeit zur Interpretation und 
Anwendung schriftlicher Informationen, unterschieden. Das Instrument wird bereits am 
Campus Uhlenhorst erfolgreich eingesetzt.

Der zweite Workshop mit dem Thema „Schrauben an den Übergängen – Was muss ein gu-
tes Übergangsmanagement leisten?“ befasste sich mit den Anforderungen und Qualitäts-
kriterien für ein effektives Übergangsmanagement, um die Begleitung junger Menschen 
im Übergang von Schule zu Ausbildung und Beruf zu optimieren. Im Ergebnis wurde 
deutlich, dass es vielfältige und wirksame Angebote gibt, die ineinandergreifen, jedoch 
im Übergangsprozess wechselnde Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zur Folge 
haben. Hilfreich wären daher Mentorinnen und Mentoren bzw. Bezugspersonen, die den 
gesamten Übergangsprozess begleiten, den Jugendlichen jeweils kontinuierlich zur Seite 
stehen und den Informationsfluss an den Übergängen sichern.

Podiumsdiskussion im Rahmen des Fachtags „Was kannst du eigentlich? Schule, Ausbildung 
und Beruf inklusiv im Übergang“
v.l.n.r.: Tobias Fritze (Campus Uhlenhorst), Andre Schümann (Hamburger Institut für berufliche 
Bildung), Dr. Kerstin Petersen (Sozialbehörde), Dr. Angela Ehlers (Verband Sonderpädagogik 
e. V.), Dörte Maack (Moderation), Senatorin Ksenija Bekeris (Behörde für Schule, Familie und 
Berufsbildung), Dr. Leander Palleit (Deutsches Institut für Menschenrechte), Sven Pusch (Airbus 
Germany), Ulrike Kloiber (Senatskoordinatorin)
© SKBM
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Im dritten Workshop „Was tun bei Schulabsentismus?“ standen die Ursachen, Hintergründe 
und Ausprägungen von häufigem Schulversäumnis im Mittelpunkt. Schulabsentismus 
umfasst vielfältige Verhaltensmuster, die durch komplexe familiäre, schulische und soziale 
Einflussfaktoren bedingt sind und mit emotionalen sowie sozialen Entwicklungsrisiken 
einhergehen. Die Ursachen variieren je nach Altersgruppe: Im Grundschulalter dominieren 
familiäre Belastungen und psychische Probleme, ab etwa zehn Jahren treten vermehrt 
Vernachlässigung und psychische Probleme der Sorgeberechtigten auf, während im Ju-
gendalter schulbezogene Faktoren wie Klassenklima, Konflikte und Mobbing zunehmend 
eine Rolle spielen. Die Teilnehmenden aus verschiedenen Institutionen diskutierten inten-
siv über notwendige Verbesserungen im Umgang mit betroffenen Jugendlichen. Dabei 
wurde insbesondere die Überlastung der Lehrkräfte, die Notwendigkeit einer stärkeren 
Ressourcenorientierung, ein schnelleres und koordiniertes Unterstützungsangebot sowie 
eine verbesserte Kommunikation zwischen Schulen und dem Allgemeinen Sozialen Dienst 
hervorgehoben. Zudem wurde die Bedeutung niedrigschwelliger therapeutischer Angebote, 
die Einbindung von Eltern durch kulturelle Mittlerinnen und Mittler, konsequentes Handeln 
und die Entwicklung einer gemeinsamen Verantwortung aller beteiligten Fachkräfte betont. 
Vorschläge wie die Einführung eines Mentorinnen-/Mentoren-Prinzips und die Ausweitung 
aufsuchender Arbeit wurden ebenfalls diskutiert.

Der vierte Workshop widmete sich dem Thema „Ich schaffe alles, wenn die Bedingungen 
stimmen – Übergänge im Autismus-Spektrum gestalten“. Hier wurden die entwicklungsför-
dernden Rahmenbedingungen für Schülerinnen und Schüler im Autismus-Spektrum wie 
die Berücksichtigung von Wahrnehmungsbesonderheiten, die Anpassung des Arbeits-
umfeldes, die Ermöglichung von Pausen- und Rückzugsräumen sowie die Anpassung der 
Kommunikation erörtert. Nach Einschätzung der Teilnehmenden sind Überlastungen zu 
vermeiden und strukturierte Pausen zu ermöglichen. Ferner sind ein abgeschirmter Ar-
beitsplatz und gut informierte Vertretungskräfte essenziell. Der vertrauensvolle Austausch 
zwischen Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern sowie die Kooperation mit Eltern und 
Angehörigen wurden als zentrale Erfolgsfaktoren hervorgehoben. Besondere Aufmerk-
samkeit gilt kritischen Situationen wie Pausen, Kantinenbesuchen, Vertretungsunterricht 
oder Gruppenarbeiten. Zudem wurde die Bedeutung eines Nachteilsausgleichs bei Leis-
tungsanforderungen betont, der beispielsweise Zeitverlängerungen, ruhige Prüfungsum-
gebungen oder die Anwesenheit einer Vertrauensperson umfasst. Die Schulbegleitung 
muss als Strukturgeber, Vertrauensperson, Konfliktschlichter und Netzwerker fungieren 
und entsprechend qualifiziert sein. 

Insgesamt bot der Fachtag eine umfassende Plattform zur Diskussion und Weiterentwicklung 
inklusiver Übergangsprozesse von der Schule in Ausbildung und Beruf, wobei die Stärkung 
der individuellen Ressourcen junger Menschen, die Verbesserung der interinstitutionellen 
Zusammenarbeit sowie die Berücksichtigung spezifischer Bedarfe, insbesondere von 
Jugendlichen mit Behinderungen, im Mittelpunkt standen.
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Ein weiterer zentraler Fokus der Senatskoordination lag im Berichtszeitraum weiterhin 
auf der Herausforderung, die Anzahl der Unternehmen zu erhöhen, die Menschen mit 
Behinderungen sozialversicherungspflichtig beschäftigen und Zugänge, insbesondere 
für Personengruppen wie Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen und psychisch 
erkrankte Menschen, zu schaffen.

Ebenso ist die Senatskoordination im Berichtszeitraum weiterhin insbesondere dem An-
liegen von Menschen mit Behinderungen nachgegangen, die eine Alternative zur WfbM 
suchten oder diese zugunsten einer Ausbildung oder eines sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnisses verlassen wollten. 

Hier ist es der Senatskoordination anlässlich eines Einzelfalls gelungen, in einem öffentli-
chen Unternehmen ein Modellprojekt Supported Employment zu initiieren, das Menschen 
mit psychischer Erkrankung den Zugang zu Ausbildung und Beruf ermöglicht bzw. er-
leichtern kann. 

Supported Employment (SE), auf Deutsch „unterstützte Beschäftigung“, ist ein Ansatz zur 
beruflichen Rehabilitation, der insbesondere für Menschen mit psychischen Erkrankungen 
entwickelt wurde. Das zentrale Prinzip von SE ist „First place, then train“: Die Rehabili-
tandin/der Rehabilitand wird – sofern der Wunsch nach einer Tätigkeit auf dem ersten 
Arbeitsmarkt besteht – möglichst schnell auf einem regulären Arbeitsplatz platziert und 
erhält dann eine zeitlich nicht limitierte, bedarfsorientierte Unterstützung durch einen 
spezialisierten Jobcoach. Dieser Jobcoach arbeitet eng mit dem psychiatrischen Behand-
lungsteam und dem Arbeitgeber zusammen. 

Die Wirksamkeit von Supported Employment ist wissenschaftlich gut belegt: Menschen 
mit psychischen Erkrankungen finden durch SE mindestens doppelt so häufig eine Be-
schäftigung, arbeiten länger und erzielen ein höheres Einkommen als mit traditionellen 
Rehabilitationsansätzen. Positive Effekte zeigen sich auch in anderen Lebensbereichen 
wie Lebensqualität und Empowerment. Wichtig ist der Einsatz qualifizierter Jobcoaches, 
die sowohl Erfahrung in der Psychiatrie als auch in der freien Wirtschaft haben (Gühne, 
Becker, & Riedel-Becker, 2016). 

Ziel des konkreten Vorhabens ist es zunächst, einer Person durch Supported Employment 
den erfolgreichen Berufsabschluss nach einer dreijährigen Ausbildung in diesem Unter-
nehmen zu ermöglichen. 

Im Berichtszeitraum ist es ferner gelungen, das Konzept „Bildungsfachkräfte in Hoch-
schulen“ in Hamburg zu etablieren. 

Acht Personen, die bisher in WfbMs tätig waren oder den Anspruch darauf hätten, lernen 
in einem dreijährigen Vollzeit-Qualifizierungsprogramm wie sie Studierenden sowie Lehr-, 
Fach- und Führungskräften aufgrund ihrer eigenen Erfahrungen praktisches Wissen über 
Inklusion vermitteln. Nach erfolgreichem Qualifizierungsabschluss ist beabsichtigt, die 
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Absolventinnen und Absolventen dauerhaft an der Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften (HAW) Hamburg sozialversicherungspflichtig zu beschäftigen.

Die Senatskoordination unterstützte diesen Vorhaben maßgeblich insbesondere bei der 
Mittelakquise.

Umgesetzt wird das Projekt durch eine Kooperation zwischen der HAW Hamburg und der 
HAA Hamburger Arbeitsassistenz gGmbH, die in den Räumen der Hochschule die Quali-
fizierung als Bildungsträger durchführen und begleiten wird. Fachlich beraten wird das 
Team durch das Institut für Inklusive Bildung an der Universität Kiel, die das Konzept der 
Bildungsfachkräfte entwickelt und bereits erfolgreich mehrere Bundesländer mit ihrer 
Expertise bei einer Implementierung unterstützt hat. An der HAW Hamburg sammeln die 
angehenden Bildungsfachkräfte Praxiserfahrungen; die Hochschule begleitet die Qualifi-
zierung wissenschaftlich und koordiniert die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteu-
rinnen und Akteure. Gefördert wird das Projekt u. a. durch die Stiftung Innovation in der 
Hochschullehre, durch die Aktion Mensch Stiftung sowie den Europäischen Sozialfonds 
(ESF Plus). 

Senatorin Katharina Fegebank (damals Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung) 
und Ulrike Kloiber (Senatskoordinatorin) beim Treffen mit den zukünftigen Bildungsfachkräften
© SKBM

Der jährlich stattfindende DUOday stellt eine bedeutende Initiative dar, die Menschen mit 
Beeinträchtigungen die Möglichkeit bietet, einen umfassenden Einblick in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu gewinnen und verschiedene Berufsfelder kennenzulernen. Gleichzeitig 
eröffnet diese Veranstaltung Unternehmen und deren Beschäftigten die Chance, Menschen 
mit Behinderungen persönlich zu begegnen und deren individuelle Potenziale zu erkennen. 

Im Rahmen des DUOdays bilden jeweils eine Person mit Beeinträchtigung und eine Be-
schäftigte/ein Beschäftigter eines Unternehmens ein Duo, das gemeinsam einen Arbeits-
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tag verbringt. Ziel dieser Begegnung ist es, im Idealfall den Weg für ein anschließendes 
Praktikum, eine Ausbildung oder eine Beschäftigung zu ebnen, wobei der Tag selbst jedoch 
keine Verpflichtung zu einer weiteren Zusammenarbeit darstellt. 

Im Jahr 2023 nutzten insgesamt 207 Duos in 115 Unternehmen die Gelegenheit, sich 
im Rahmen des DUOdays kennenzulernen und wertvolle Erfahrungen auszutauschen. Im 
darauffolgenden Jahr 2024 stieg die Anzahl der teilnehmenden Duos auf 246 und die 
Zahl der beteiligten Unternehmen auf 123 an. Diese kontinuierliche Zunahme der Teilneh-
menden verdeutlicht das wachsende Interesse an diesem Veranstaltungsformat, zumal im 
Vergleich zum Jahr 2022 noch 150 Duos und 80 Unternehmen teilnahmen. 

Die Senatskoordination begleitete beide Veranstaltungen 2023 und 2024 aktiv als Schirm-
herrin.

Um mit Unternehmen in den Austausch zu kommen und deren Anliegen aufzunehmen, 
lud die Senatskoordination 2023 und 2024 Unternehmen, die Menschen mit Behinderun-
gen beschäftigen, zu einem Neujahrsempfang mit 230 (2023) und 345 (2024) geladenen 
Gästen ein. Diese Veranstaltungen dienen dem Informationsaustausch und tragen insbe-
sondere dazu bei, bestehende Verbindungen der Unternehmen im Sinne eines Netzwerk-
treffens untereinander zu stärken und neue zu knüpfen. Auf diese Weise sollen sukzessi-
ve mehr Hamburger Unternehmen gewonnen werden, die Menschen mit Behinderungen 
sozialversicherungspflichtig beschäftigen (vgl. Kapitel 10 – Öffentlichkeitsarbeit). 

Neujahrsempfang aus Anlass der Würdigung inklusiv arbeitender Unternehmen 2023
v.l.n.r.: Ewa Maria Jakubczak (damals Einheitliche Ansprechstellen für Arbeitgeber), Ulrike 
Kloiber (Senatskoordinatorin), Senatorin Katharina Fegebank (damals Behörde für Wissen-
schaft, Forschung und Gleichstellung), Detlef Scheele (ehemals Bundesagentur für Arbeit)
©SKBM
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Zukünftig müssen jedoch noch deutlich mehr Unternehmen gewonnen werden. Dies 
verdeutlichen die vorliegenden Daten 2023 der Agentur für Arbeit4: Insgesamt waren 
5.581 Arbeitgeber mit über einer Million Arbeitsplätzen erfasst, wobei 28,1 Prozent die 
Beschäftigungspflicht vollständig erfüllten, 36,9 Prozent teilweise und 35,0 Prozent keine 
Pflichtarbeitsplätze besetzt hatten. Öffentliche Arbeitgeber zeigten mit 63,2 Prozent eine 
deutlich höhere Erfüllungsquote als private (27,4 Prozent). Die Ist-Quote, die den Anteil 
besetzter Pflichtarbeitsplätze an den zu zählenden Arbeitsplätzen misst, lag bei großen 
Arbeitgebern (60 und mehr Arbeitsplätze) bei 4,3 Prozent insgesamt; mit höheren Werten 
bei öffentlichen Arbeitgebern (6,6 Prozent) gegenüber privaten (3,7 Prozent). Insgesamt 
waren 32.245 schwerbehinderte und gleichgestellte Menschen beschäftigt, davon 52,2 
Prozent Männer und 47,8 Prozent Frauen (Bundesagentur für Arbeit, 2025).

Zur Verbesserung der Situation für Menschen mit einer Schwerbehinderung ist am 1. Januar 
2024 das Gesetz zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts in Kraft getreten. Es zielt 
darauf ab, mehr Menschen mit Behinderungen in reguläre Arbeit zu bringen, mehr Men-
schen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen in Arbeit zu halten und eine zielgenauere 
Unterstützung für Menschen mit Schwerbehinderung zu ermöglichen. Zu diesem Zweck 
wurde die Ausgleichsabgabe für Unternehmen, die keine Menschen mit Schwerbehinde-
rung beschäftigen, deutlich erhöht (Aktion Mensch e.V. (Hrsg.), 2024, S. 18). Abzuwarten 
ist, ob die Sanktionsmaßnahmen greifen, zumal es andere gute Gründe gibt, die eine 
zentrale und immer wichtiger werdende Rolle spielen: Divers orientierte Unternehmen 
haben eine um 25 Prozent höhere Wahrscheinlichkeit „überdurchschnittlich profitabel zu 
sein“ (McKinsey&Company, 2018). So sehen 97 Prozent der Unterzeichner der Charta 
der Vielfalt konkrete Vorteile, die mit Diversity verbunden sind. Dies bestätigen auch 67 
Prozent der befragten Unternehmen, welche die Charta nicht unterzeichnet haben. 87 
Prozent gehen davon aus, dass das Thema Diversity und damit auch Inklusion in Zukunft 
an Bedeutung gewinnen wird. In Diversity und Inklusion zu investieren bedeutet demnach 
in die Zukunft zu investieren und das eigene Unternehmen zukunftsfest zu machen. Als 
entscheidende Faktoren zur steigenden Wichtigkeit werden eine zunehmende vielfältige 
Gesellschaft genannt, der Fachkräftemangel sowie der demographische Wandel (ebd.).

4	 Die Beschäftigungsstatistik schwerbehinderter Menschen im Land Hamburg für das Jahr 2023, basierend auf dem 
Anzeigeverfahren gemäß SGB IX, erfasst Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitsplätzen und deren Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht.
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4. FRÜHKINDLICHE UND SCHULISCHE 
BILDUNG

Bildung für Menschen mit Behinderungen ist ein zentrales Thema, das für eine inklusive 
Gesellschaft von großer Bedeutung ist. Sie ermöglicht nicht nur die gleichberechtigte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, sondern fördert auch die individuelle Entwicklung, 
Selbstbestimmung und aktive Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Inklusive Bil-
dung nimmt einen hohen Stellenwert ein, da sie dazu beiträgt, Barrieren abzubauen und 
Chancengleichheit im Bildungswesen zu schaffen.

Vor diesem Hintergrund begleitete die Senatskoordination auch im Berichtszeitraum 
2023/2024 das Thema inklusive schulische Bildung weiterhin mit großer Sorgfalt und 
Aufmerksamkeit. In den vergangenen Jahren konnten in Hamburg bedeutende Fortschritte 
erzielt werden, die vor allem auf der Verankerung des Rechts auf inklusive Beschulung sowie 
des Elternwahlrechts im Hamburger Schulgesetz seit dem Schuljahr 2012/2013 basieren. 
Dieses Elternwahlrecht gibt Eltern von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
die Möglichkeit, selbst zu entscheiden, ob ihre Kinder an allgemeinen Schulen oder an 
Sonderschulen (Bildungsabteilungen in den Regionalen Bildungs- und Beratungszentren 
(ReBBZ) bzw. speziellen Sonderschulen) unterrichtet werden sollen. Diese politischen Rah-
menbedingungen haben maßgeblich dazu beigetragen, dass der Anteil der Schülerinnen 
und Schüler, die inklusiv beschult werden, in den letzten Jahren deutlich gestiegen ist. 

Während im Schuljahr 2011/12 35,8 Prozent der betroffenen Kinder inklusiv beschult wur-
den, lag dieser Anteil im Schuljahr 2023/24 bereits bei 66,8 Prozent (Schuljahresstatistiken 
2011 bis 2023, Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 
Institut für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung). Von den 13.742 Kindern mit 
Förderbedarf wurden etwa zwei Drittel an allgemeinen Schulen unterrichtet, während etwa 
ein Drittel Sonderschulen besuchte (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule 
und Berufsbildung, Institut für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung, 2024).

Zum Anstieg des Anteils inklusiv beschulter Schülerinnen und Schüler kam eine Steige-
rung der Gesamtzahl der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf hinzu, bedingt 
durch die insgesamt gestiegenen Schülerinnen- und Schülerzahlen. Im Berichtszeitraum 
2023/2024 waren 13.742 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf gemeldet, was 6,3 Prozent aller Schülerinnen und Schüler entspricht. Zum Vergleich: 
Im Schuljahr 2019/2020 lag diese Zahl noch bei 12.663. Der prozentuale Anteil war mit 
6,4 Prozent geringfügig höher. 

Darüber hinaus haben sich in Hamburg spezialisierte Schwerpunktschulen etabliert, die als 
allgemeine Schulen besonders auf die inklusive Beschulung von Kindern und Jugendlichen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf ausgerichtet sind. Diese Schulen verfügen über 
besondere personelle und materielle Ressourcen, um die Teilhabe von Schülerinnen und 
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Schülern mit Behinderungen bestmöglich zu unterstützen. Besonders hervorzuheben sind 
hierbei die Grundschule An der Burgweide und die Stadtteilschule Stübenhofer Weg, beide 
in Wilhelmsburg gelegen. Die Grundschule An der Burgweide zeichnet sich durch jahr-
gangsübergreifendes Lernen, multiprofessionelle Teams und ein bundesweit anerkanntes 
Inklusionskonzept aus. Sie wurde mit dem Deutschen Schulpreis und dem Jakob-Muth-Preis 
ausgezeichnet.5 Die Stadtteilschule Stübenhofer Weg nimmt regelmäßig Schülerinnen und 
Schüler mit geistiger Behinderung auf, bietet eine barrierefreie Ausstattung und spezielle 
Förderung und trägt seit 2020 den Status „Schwerpunktschule Inklusion“.6 Beide Schulen 
zeigen exemplarisch, wie inklusive Bildung in Hamburg erfolgreich umgesetzt wird. 

Trotz dieser erfreulichen Fortschritte blieben im Berichtszeitraum die kontinuierliche 
Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen eine 
zentrale Herausforderung. 

Die Senatskoordination hat im Berichtszeitraum zahlreiche Gespräche mit Schulen, Lehr-
kräften, Eltern und weiteren relevanten Akteurinnen und Akteuren zum Thema inklusive 
Beschulung geführt. Dabei wurde immer wieder deutlich, dass der Schulbegleitung eine 
zentrale Rolle für eine gelingende inklusive Bildung in Hamburg zugeschrieben wird. Sie 
ergänzt die Teilhabesicherung für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen oder beson-
derem Unterstützungsbedarf und ist somit im Bedarfsfall ein unverzichtbares Element, um 
Bildungsgerechtigkeit zu fördern. Trotz der steigenden Zahl an bewilligten Schulbeglei-
tungen – von 2.586 im Schuljahr 2022/23 auf 2.763 im Schuljahr 2023/24 (Behörde für 
Schule, Familie und Berufsbildung) – bestehen weiterhin erhebliche Herausforderungen, 
die einer erfolgreichen Umsetzung der inklusiven Beschulung im Wege stehen.

Ein wesentlicher Problembereich liegt in der bislang oft unzureichenden und wenig 
transparenten Zusammenarbeit aller Beteiligten. Zwar existieren bereits bestimmte 
Rahmenbedingungen, jedoch ist deren konsequente Umsetzung weiterhin ausbaufähig. 
Besonders bedeutsam ist, dass alle Beteiligten eng kooperieren und sich umfassend 
abstimmen, um eine gerechte und zugängliche Bildung für alle zu gewährleisten. Die 
Verbesserung der Zusammenarbeit sowie die klare Festlegung von Zuständigkeiten und 
Regeln sind daher entscheidende Aspekte, die weiterentwickelt werden müssen, um die 
Ziele einer inklusiven Bildung vollständig zu erreichen. Der im Juli 2024 von der Univer-
sität Oldenburg veröffentlichte Abschlussbericht zur „Evaluation der Schulbegleitung“ 
in Hamburg bestätigt die bestehenden Herausforderungen in diesem Bereich. Die Studie 
zeigt deutlich, dass es trotz bestehender Vorgaben bislang kein einheitliches Verständnis 
darüber gibt, was unter Schulbegleitung zu verstehen ist und welche Zuständigkeiten 
den jeweiligen Akteurinnen und Akteuren zukommen. Die beteiligten Gruppen verfügen 
über unterschiedliche Vorstellungen hinsichtlich der Ausgestaltung und Zielsetzung der 
Schulbegleitung. Diese Uneinigkeit führt in der Praxis immer wieder zu Problemen und 

5	 Weitere Informationen zur Grundschule An der Burgweide sind online abrufbar unter: Schule An der Burgweide in 
Hamburg-Wilhelmsburg.

6	 Weitere Informationen zur Stadtteilschule Stübenhofer Weg sind online abrufbar unter: Stadtteilschule – Stadtteil-
schule Stübenhofer Weg.

https://www.burgweide.de/
https://www.burgweide.de/
https://stuebi-hamburg.de/stadtteilschule/
https://stuebi-hamburg.de/stadtteilschule/
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beeinträchtigt die Wirksamkeit der Schulbegleitung (Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg, 2024, S. 109ff). 

Um die Abläufe in der Organisation und Umsetzung von Schulbegleitung zukunftsfähig 
zu gestalten, sind stabile Strukturen und klar definierte Aufgabenprofile unerlässlich. Die 
Senatskoordination unterstützt daher die Empfehlungen der EVA-Studie, die unter anderem 
die verbindliche Einführung von Qualifizierungsstandards für Schulbegleitungen vorsehen. 
Einheitliche Qualifikationsprofile und verpflichtende Fortbildungen sollen dazu beitragen, 
die Qualität der Unterstützung zu sichern und Überlastungen sowie Kompetenzkonflikte 
zu vermeiden. Besonders wichtig ist dabei die klare Abgrenzung zwischen pädagogischen, 
pflegerischen und therapeutischen Tätigkeiten (ebd., S. 113ff, 159f).

Darüber hinaus wird empfohlen, die Koordinationsstellen auszubauen und regionale Fach-
stellen einzurichten, die Fallsteuerung, Einsatzplanung und Qualitätssicherung überneh-
men (ebd., S. 105ff, 133f). Aus Sicht der Senatskoordination wäre es zudem denkbar, die 
sonderpädagogische Leitung an den Schwerpunktschulen mit zusätzlichen personellen 
und materiellen Ressourcen zu unterstützen, um so die Koordination und die Qualität der 
Schulbegleitung nachhaltig zu verbessern.

Ein weiterer Fokus liegt auf der Rolle der Personen, die ein Freiwilliges Soziales Jahr, kurz 
FSJ, absolvieren und oft in der Schulbegleitung tätig sind. Der Einsatz von FSJ-Kräften in 
der Schulbegleitung erfordert besondere Sorgfalt, da sich die Freiwilligen meist noch in 
ihrer persönlichen und beruflichen Entwicklung befinden. Schule, FSJ-Träger und Schulbe-
hörde müssen gemeinsam im Einzelfall prüfen, ob die Aufgaben der Schulbegleitung den 
Fähigkeiten der jeweiligen FSJ-Kraft entsprechen und ob der Einsatz rechtlich zulässig ist. 
In bestimmten Fällen ist der Einsatz von speziell ausgebildeten Fachkräften erforderlich, um 
eine angemessene Unterstützung des Kindes sicherzustellen. So wird gewährleistet, dass 
die Schulbegleitung verantwortungsvoll und bedarfsgerecht erfolgt (Bundesarbeitskreis 
Freiwilliges Soziales Jahr, 2018, S. 1).

Insgesamt unterstreicht die Senatskoordination die Bedeutung der Schulbegleitung als 
zentralen Baustein im Rahmen einer inklusiven Beschulung in Hamburg und befürwortet 
die Empfehlungen der EVA-Studie, um die bestehenden Herausforderungen zu überwinden 
und allen Schülerinnen und Schülern eine gleichberechtigte Teilhabe am Bildungsprozess 
zu ermöglichen.

Die angemessene Beschulung und der Nachteilsausgleich für Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen in mehreren Bereichen stellen in Hamburg ein zunehmend wichti-
ges Thema dar und sind für die Senatskoordination ein weiteres zentrales Anliegen im 
Bereich der inklusiven Beschulung. Ziel ist es, gemeinsam mit Schulen und zuständigen 
Behörden Lösungen zu erarbeiten, die eine gleichberechtigte Teilhabe dieser Kinder am 
Bildungsprozess ermöglichen und gleichzeitig ihre Gesundheit schützen. Im Schuljahr 
2023/2024 lag der Schwerpunkt insbesondere auf den zeitlichen Nachteilsausgleichen 
bei Abschlussprüfungen, vor allem im Abitur. 



29

Dabei zeigte sich, dass Schülerinnen und Schüler, die aufgrund der Schwere ihrer Behin-
derung nicht länger als drei Stunden sitzen oder nicht selbst schreiben können, obwohl 
sie kognitiv in der Lage sind, die Anforderungen des Abiturs zu erfüllen, mit den bishe-
rigen Nachteilsausgleichen zwar erste Unterstützung erhalten, diese jedoch noch nicht 
ausreichen, um ihre Chancen wirklich zu verbessern. 

Im Sinne des Artikel 2 und 5 der UN-BRK sind angemessene Vorkehrungen zu treffen, 
um zu Prüfende mit Behinderung durch geeignete Maßnahmen eine Chancengleichheit zu 
ermöglichen. Die UN-BRK definiert angemessene Vorkehrungen ausdrücklich als notwen-
dige und geeignete Maßnahmen, die erforderlich sind, um Menschen mit Behinderungen 
eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen und Benachteiligungen zu vermeiden. 
Dieser Anspruch findet jedoch seine Grenze in dem seinerseits durch Art. 3 Abs. 1 i. V. 
m. Art. 12 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich geschützten Recht der übrigen zu Prüfenden 
auf Chancengleichheit. Zu Prüfende mit Behinderung können deshalb nicht verlangen, 
dass die Leistungsanforderungen in berufsrelevanten Prüfungen wie dem Abitur für 
ihre bzw. seine Prüfung herabgesetzt werden. Die Prüfungsanforderungen, die eine be-
stimmte Leistung mit dem Ziel abfordern, Aufschluss über Eignung und Befähigung der 
Prüfungskandidatin bzw. des Prüfungskandidaten zu erlangen, dürfen nicht an ihre bzw. 
seine Leistungsfähigkeit angepasst werden. 

Sowohl die Senatskoordination als auch das Deutsche Institut für Menschenrechte vertre-
ten die Auffassung, dass unter Beachtung aller rechtlicher Anforderungen auch andere, 
als die bisher gewährten Nachteilsausgleiche möglich sind, um Einschränkungen aufgrund 
von Behinderungen während einer Prüfung auszugleichen.

Vor diesem Hintergrund ist es der Senatskoordination ein besonderes Anliegen, den Di-
alog mit der Schulbehörde zu intensivieren, um gemeinsam flexible Prüfungsmodelle zu 
entwickeln, die den individuellen Bedürfnissen besser gerecht werden.

Die aktuellen Entwicklungen zeigen, dass Hamburg auf einem guten Weg ist, den Nachteils-
ausgleich wirksamer und gerechter zu gestalten. Entscheidend wird sein, den bestehenden 
Dialog zwischen Eltern, Schulen, Fachstellen und Behörden fortzusetzen, um das inklusive 
Bildungsangebot für Kinder mit Mehrfachbehinderungen kontinuierlich weiterzuentwickeln 
und so eine chancengerechte Teilhabe am Bildungssystem sicherzustellen. Eine bundesweite 
Einigung über besondere Prüfungsbedingungen bei besonderen Mehrfachbehinderungen 
wäre dabei ein wichtiger Schritt.

Im Bereich der frühkindlichen Bildung konnte die Senatskoordination ein großes Engage-
ment zahlreicher Einrichtungen und Organisationen verzeichnen, die sich intensiv für die 
inklusive Bildung und Betreuung von Kindern mit Behinderungen einsetzen. Trotz dieses 
vielfältigen Engagements bestehen jedoch weiterhin erhebliche Herausforderungen, ins-
besondere im Hinblick auf den bundesweiten Fachkräftemangel in Kindertagesstätten 
(BertelsmannStiftung, 2024). Da qualifizierte Fachkräfte eine zentrale Rolle für die Qualität 
der Betreuung und Förderung aller Kinder spielen, sieht die Senatskoordination hierin ein 
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wesentliches Problem. Um eine bestmögliche Unterstützung – insbesondere auch für Kinder 
mit Behinderungen – sicherzustellen, ist es daher notwendig, wirksame Maßnahmen zur 
Gewinnung und Bindung von Fachkräften zu entwickeln und umzusetzen. Zudem besteht 
die Gefahr einer sogenannten „Ghettoisierung“ im Bildungssystem, die insbesondere durch 
mangelnde Sprachkenntnisse und eine bildungsferne Herkunft vieler Kinder mit Migrati-
onshintergrund bedingt ist (Bock-Famulla, Girndt, Vetter, & Kriechel, 2022, S. 10ff, 15, 
31ff). Um diesen Herausforderungen entgegenzuwirken, haben die Sozialbehörde und 
die Träger von Kindertagesstätten (Kita) für das Jahr 2024 eine Erhöhung der Entgelte 
vereinbart, um die gestiegenen Kosten abzudecken und die Qualität der frühkindlichen 
Bildung nachhaltig zu sichern. Im Berichtszeitraum wurde im Rahmen von Einzelanfragen 
jedoch deutlich, dass insbesondere für Kinder mit intensivem Betreuungs- und Therapie-
bedarf die Suche nach geeigneten Kitaplätzen weiterhin schwierig ist. Als Hauptursache 
hierfür wird der anhaltende Mangel vor allem an heilpädagogischen Fachkräften genannt, 
der die Kitas trotz der durch die Sozialbehörde im Rahmen des Kita-Gutschein-Systems 
und als zusätzliche Personalmittel zur Sicherung der Teilhabe von Krippenkindern mit 
(drohenden) Behinderungen zur Verfügung gestellten umfänglichen finanziellen Ressour-
cen vor große Herausforderungen stellt. Die Senatskoordination konnte in einigen Fällen 
erfolgreich bei der Vermittlung von Kitaplätzen unterstützen. Die Zusammenarbeit mit der 
Sozialbehörde wird in diesem Zusammenhang als sehr gut bewertet, da sie sich schnell 
und zuverlässig um die betroffenen Familien kümmerte, wenn die Senatskoordination in 
ihrer Vermittlungsfunktion an Grenzen stieß. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass Hamburgs Engagement im Bereich der inklusiven 
frühkindlichen Bildung vielfältig und umfassend ist, jedoch kontinuierliche Anstrengungen 
erforderlich sind, um die Qualität der Betreuung und Bildung für Kinder mit Behinderungen 
dauerhaft sicherzustellen und weiter zu verbessern. Auch im Bereich der Übergänge wird 
die Senatskoordination weiterhin eng und konstruktiv mit den zuständigen Behörden zu-
sammenarbeiten, um eine bestmögliche Unterstützung für Menschen mit Behinderungen 
zu gewährleisten.

Im Berichtszeitraum hat die Senatskoordination 2023 einen Fachtag ausgerichtet, der 
sich dem Übergang von der Kita in die Grundschule widmete (vgl. Kapitel 10 – Öffent-
lichkeitsarbeit).
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5. MOBILITÄT
Mobilität stellt für Menschen mit Behinderungen eine grundlegende Voraussetzung dar, 
um gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Sie ermöglicht die selbstbe-
stimmte Gestaltung des Alltags sowie den Zugang zu zentralen Lebensbereichen. Gerade 
vor dem Hintergrund der Mobilitätswende gewinnt die barrierefreie Gestaltung neuer 
Mobilitätsangebote weiter an Bedeutung.

Im Berichtszeitraum 2023/2024 hat sich die Senatskoordination weiterhin dafür einge-
setzt, die Entwicklung und Umsetzung barrierefreier Mobilitätskonzepte voranzutreiben 
und bestehende Standards zu sichern. Besonders begleitet wurden Fortschritte in den 
Bereichen Elektromobilität, ÖPNV, digitale Assistenzsysteme sowie Fuß- und Radverkehr. 
Ziel war es, Mobilitätsangebote so zu gestalten, dass sie den unterschiedlichen Bedürf-
nissen von Menschen mit Behinderungen entsprechen.

Inklusionstaxi im Rahmen des Projekt „Zukunftstaxi“
v.l.n.r.: Dirk Ritter (Behörde für Verkehr und Mobilitätswende), Ulrike Kloiber (Senatskoordi-
natorin), Alexandra Lott (damals Behörde für Verkehr und Mobilitätswende)
© Behörde für Verkehr und Mobilitätswende (BVM)

Die barrierefreie Gestaltung von Ladesäulen für Elektrofahrzeuge ist von großer Bedeutung, 
um Menschen mit Behinderungen den Zugang zu moderner und nachhaltiger Mobilität 
zu ermöglichen. Im Berichtszeitraum führte die Senatskoordination mit der Behörde für 
Wirtschaft und Innovation – BWI (seit 2025 Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Inno-
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vation – BWAI) intensive Gespräche, um sicherzustellen, dass die Anforderungen an die 
Barrierefreiheit in die Konzessionsausschreibung für den Ausbau der Ladeinfrastruktur 
in Hamburg aufgenommen werden. Dabei bildete der Leitfaden der Nationalen Leitstelle 
Ladeinfrastruktur „Einfach laden ohne Hindernisse“7 die Grundlage, der klare Vorgaben für 
die Gestaltung von Ladesäulen und deren Umfeld enthält. Da das Ladeumfeld aufgrund 
anderer Zuständigkeiten nicht direkt in die Ausschreibung einfließen konnte, fanden die 
BWAI und die Senatskoordination gemeinsam eine Lösung, die es zumindest ermöglich-
te, barrierefreie Aspekte für die Ladesäulen selbst in der Konzessionsausschreibung zu 
berücksichtigen. 

Im Mai 2024 befasste sich Senatskoordination mit dem Entwurf der DIN SPEC 91504 
„Barrierefreiheit an Ladeinfrastruktur“. Diese vorläufige Norm legt wesentliche Kriteri-
en fest, die für die barrierefreie Gestaltung von Ladeinfrastruktur von Bedeutung sind. 
Dabei werden insbesondere Aspekte wie die Zugänglichkeit, die Bedienbarkeit sowie die 
Sicherheit der Ladesäulen berücksichtigt. 

Nach Prüfung des Entwurfs konnte festgestellt werden, dass die Norm alle relevanten 
Anforderungen an die Barrierefreiheit abdeckt. Dies umfasst nicht nur den öffentlichen 
Fußverkehr, sondern auch die Zugänglichkeit zu weiteren Infrastruktureinrichtungen, die im 
Zusammenhang mit den Ladeeinrichtungen stehen. Im November 2024 wurde die Norm 
schließlich veröffentlicht und stellt seitdem einen bedeutenden Fortschritt dar, um die 
Anforderungen an barrierefreie Ladeinfrastruktur bundesweit verbindlich und einheitlich 
zu regeln.8

Die enge Zusammenarbeit zwischen der Senatskoordination und der BWAI führte zu einem 
bedeutenden Fortschritt bei der Integration von Barrierefreiheitsanforderungen in die 
Ladeinfrastruktur. Die Aufnahme dieser Anforderungen in die Konzessionsausschreibung 
ist ein wichtiger Schritt für barrierefreie Mobilität.

Barrierefreie Fahrgastinformationen sind wesentlich, um Menschen mit Behinderungen 
eine selbstbestimmte Nutzung des ÖPNV zu ermöglichen. Sie stellen sicher, dass Infor-
mationen wie Abfahrtszeiten, Haltestellenansagen oder Routenverläufe zugänglich und 
verständlich bereitgestellt werden.

Im Berichtszeitraum unterstützte die Senatskoordination das Teilprojekt „Assistenzsyste-
me für Fahrgäste mit Seh- oder Hörbeeinträchtigung“ der vhh.mobility | Verkehrsbetriebe 
Hamburg-Holstein GmbH. Ziel des Projektes ist die Entwicklung der hvv Custom App, 
einer innovativen Assistenz-App, die speziell auf die Bedürfnisse seh- und hörbehinder-
ter Fahrgäste zugeschnitten ist und einen barrierefreien und unkomplizierten Zugang zu 
dynamischen Fahrgastinformationen direkt auf dem Smartphone ermöglichen soll. Die 
Weiterentwicklung im Rahmen eines EU-Projektes erfolgt ab dem 1. Oktober 2025 unter 

7	 Online abrufbar unter: Einfach laden ohne Hindernisse.
8	 Die DIN SPEC 91504 „Barrierefreie Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge“ kann über den nachfolgenden Link 

kostenlos heruntergeladen werden: DIN SPEC 91504 - 2024-11 - DIN Media.

https://nationale-leitstelle.de/wp-content/uploads/2023/04/Leitfaden_barrierefreie_Ladeinfrastruktur.pdf
https://www.dinmedia.de/de/technische-regel/din-spec-91504/384307715
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der Leitung der Behörde für Verkehr und Mobilitätswende (BVM) in enger Zusammenarbeit 
mit der vhh.mobility (Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein GmbH, 2025). 

Das Projekt baut auf früheren Entwicklungen wie dem 2021 gestarteten Prototyp „BaFi 
– Barrierefreie Fahrgastinformation“ der S-Bahn Hamburg auf, der sehbehinderten Fahr-
gästen individuelle, barrierefreie Ansagen und Anzeigen auf das Smartphone überträgt.

Das neue Assistenzsystem soll künftig entlang der gesamten Reisekette die passenden 
Informationen zum richtigen Zeitpunkt bereitstellen. Fahrzeuge und Haltestellen sollen 
dabei zukünftig direkt mit den Endgeräten kommunizieren. Im Rahmen des Teilprojekts 
konzentrierte sich die Unterstützung der Senatskoordination vor allem auf die Erstellung 
einer detaillierten Leistungsbeschreibung, bei der sie darauf hinwirkte, dass die Anforde-
rungen an Barrierefreiheit umfassend berücksichtigt werden. 

Dabei war es der Senatskoordination wichtig, die Perspektiven der Nutzerinnen und Nut-
zer früh einzubeziehen, damit die Assistenzsysteme den tatsächlichen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderungen entsprechen und selbstbestimmte Mobilität ermöglichen. 
Zudem empfahl die Senatskoordination, die Leistungsbeschreibung so anzulegen, dass 
das System künftig auf weitere Verkehrsmittel im gesamten hvv ausgeweitet werden kann. 
Zudem sollte die Anwendung auf Servern innerhalb der Europäischen Union betrieben 
werden; Anforderungen an Leistung, Sicherheit sowie Support und Wartung sind klar zu 
regeln. Die Senatskoordination setzte sich dafür ein, die gesetzlichen und technischen 
Vorgaben – insbesondere das HmbBGG und das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) 
– verbindlich in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen, um Barrierefreiheit dauerhaft 
zu sichern.

Barrierefreies MOIA – Einstiegshilfe für mobilitätseingeschränkte Fahrgäste
© MOIA
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Um einen kontinuierlichen und partizipativen Entwicklungsprozess zu gewährleisten, 
empfahl die Senatskoordination außerdem, Menschen mit Behinderungen als Expertinnen 
und Experten in eigener Sache frühzeitig einzubinden und die Beteiligung von Interes-
senvertretungen verbindlich festzuschreiben. So sollen Bedürfnisse und Erfahrungen der 
Betroffenen von Beginn an einfließen und Akzeptanz wie Qualität des Systems erhöht 
werden. Das Projekt wurde im Rahmen der Arbeitsgruppe „Barrierefreier ÖPNV“ begleitet 
(siehe Abschnitt „Arbeitskreise“). Während der Entwicklung der hvv Custom App zeigten 
sich Herausforderungen, etwa eine zeitweise fehlende Einbindung der Arbeitsgruppe und 
ungenutztes Erfahrungswissen. Hier übernahm die Senatskoordination eine vermittelnde 
Rolle, moderierte zwischen den Beteiligten und stärkte die Kommunikation.

Das Projekt sollte auch in Zukunft weiterhin eng begleitet werden, damit ein dauerhaft 
barrierefreies und für alle nutzbares Assistenzsystem entsteht, das selbstbestimmte 
Mobilität im ÖPNV nachhaltig unterstützt.

An der Arbeitsgruppe Barrierefreier ÖPNV unter Federführung des hvv hat sich die Se-
natskoordination auch beteiligt. An dieser Arbeitsgruppe sind vor allem Verkehrsunterneh-
men wie die AKN Eisenbahn GmbH, Deutsche Bahn, HADAG Seetouristik und Fährdienst 
AG, Hamburger Hochbahn AG, Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH, S-Bahn 
Hamburg und die Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein GmbH sowie die BVM beteiligt. 
Zudem wirken Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen mit, darunter der 
Blinden- und Sehbehindertenverein Hamburg e.V., der Bund der Schwerhörigen e.V., der 
Gehörlosenverband Hamburg e.V., die Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft für behin-
derte Menschen e.V. (LAG), das Kompetenzzentrum für ein barrierefreies Hamburg sowie 
der Landes-Seniorenbeirat Hamburg. Die Gruppe trifft sich regelmäßig viermal jährlich.

Zu den wesentlichen Themen der Arbeitsgruppe zählten im Berichtszeitraum 2023/2024 
der barrierefreie Ausbau von S- und U-Bahn-Stationen, bei dem der Fortschritt fortlaufend 
überprüft und anstehende Ausbauten koordiniert wurden. Zudem erarbeitete die Gruppe 
Leitfäden im Rahmen des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), die eine gute Orien-
tierung im hvv-Verbundgebiet für barrierefreie Mobilität geben. Diese Leitfäden wurden 
2023 zur behördlichen Abstimmung vorgelegt und sollen 2025 veröffentlicht werden.

Auch die Entwicklung einer Haltestellendatenbank, die alle Bushaltestellen in Hamburg 
und den umliegenden Kreisen erfasst, erfreute sich der Beteiligung der Senatskoordina-
tion. Dafür wurde eine umfassende Vollerhebung durchgeführt, in der Haltestellen nach 
Barrierefreiheitsstandards kategorisiert wurden. Die Datenbank soll künftig als zentrales 
Werkzeug für die Weiterentwicklung der Barrierefreiheit im Busverkehr dienen.

Im Bereich Betriebssicherheit und Qualitätssicherung im Busverkehr standen Themen im 
Fokus, die für Menschen mit Behinderungen besonders relevant sind: das Absenken der 
Busse („Kneeling“) zur erleichterten Ein- und Ausstiegshilfe, der Umgang mit Falschpar-
kern, die häufig Haltestellen blockieren, sowie die Fahrweise der Fahrerinnen und Fahrer. 
Zudem gab es Probleme mit Fremdfirmen, insbesondere fehlende Ansagen und einen un-
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zureichenden Umgang mit Menschen mit Behinderungen. Als Maßnahmen wurden gezielte 
Schulungen für das Personal beschlossen, um Sensibilität und Qualität zu verbessern. Im 
Bereich digitaler Innovationen begleitete die Arbeitsgruppe die Entwicklung der hvv Custom 
App (vgl. Abschnitt Barrierefreie Fahrgastinformationen). Außerdem wurde sich mit der 
Einführung der hvv-Prepaid-Card befasst. Diese Neuerung stieß bei Interessenvertretungen 
von Menschen mit Behinderungen auf Kritik, da die bisher mögliche Bargeldzahlung in 
Bussen entfiel und der Bezahlvorgang nun ausschließlich digital über einen Touchscreen 
erfolgt. Dies stellt insbesondere für Menschen mit Sehbehinderungen oder kognitiven 
Beeinträchtigungen eine Herausforderung dar. Die Arbeitsgruppe beschloss daher Work-
shops mit Seniorinnen-/Senioren- und Behindertenverbänden, um die Menüführung 
benutzerfreundlicher zu gestalten und neue Vertriebsstrukturen zu entwickeln.

Die Arbeitsgruppe begleitete die Integration von On-Demand-Verkehren und autonomem 
Fahren im Rahmen des Projekts „Automatisierung des Hamburger On-Demand-Angebots 
mit Integration in den ÖPNV“ – kurz ahoi. Dieses Innovationsprojekt entwickelt eine Flotte 
aus Fahrzeugen, die sowohl autonom als auch manuell gesteuert werden und perspektivisch 
im regulären Betrieb eingesetzt werden sollen. Auch Sicherheits- und Ausstattungsfragen, 
insbesondere neue Konzepte für barrierefreie Notrufsäulen, waren Thema. Insbesondere 
der Gehörlosenverband betonte die Bedeutung barrierefreier Notrufsäulen im Hinblick 
auf autonome Verkehrsangebote und neue Verkehrslinien wie die U5 (vhh.mobility | Ver-
kehrsbetriebe Hamburg-Holstein GmbH, 2025).

Die Verkehrsunternehmen trugen die Hauptverantwortung für die Umsetzung der Maß-
nahmen, während die Senatskoordination und beteiligte Organisationen die Prozesse 
beratend begleiteten und die Perspektive von Menschen mit Behinderungen einbrachten.

In der Arbeitsgruppe Inklusive Mobilitätswende unter Federführung der BVM brachte sich 
die Senatskoordination auch ein. Die Arbeitsgruppe setzt sich aus zahlreichen sozialen 
Organisationen zusammen; weitere Partnerinnen und Partner werden bei Bedarf hinzu-
gezogen. Die Gruppe trifft sich mindestens zweimal jährlich.

Im Jahr 2023 standen zwei Schwerpunkte im Vordergrund: Zum einen wurde am 11. April 
2023 eine gemeinsame Willenserklärung unterzeichnet, in der sich das Bündnis „Mobi-
litätswende – nur mit uns!“ und die BVM darauf verständigten, die Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderungen zu verbessern und sicherzustellen, dass alle Menschen die 
Mobilitätsangebote der Stadt nutzen können. Zum anderen fand ein Austausch mit allen 
in Hamburg aktiven E-Tretroller-Anbietern statt, bei dem Probleme mit wild abgestellten 
Geräten thematisiert und Verbesserungsmöglichkeiten erörtert wurden.

Der Schwerpunkt im Jahr 2024 lag auf der Erarbeitung einer Leitlinie für den Fußverkehr für 
die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH). Ziel war es, den Fußverkehr deutlich zu stärken 
und den Anteil des Umweltverbundes zu erhöhen. Die Leitlinie definiert klare Prioritäten, 
schafft einen konzeptionellen Rahmen für künftige Maßnahmen und richtet sich an Ver-
waltung und Politik auf Senats- wie Bezirksebene. Für Menschen mit Behinderungen ist 
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sie besonders relevant, da sie sichere Wege, Orientierung und selbstständige Mobilität 
fördert. Die Leitlinie wurde Anfang Oktober 2025 unter dem Titel „So geht Hamburg!“ 
veröffentlicht.

Der Senatskoordination war insbesondere die Mitwirkung im Bündnis für den Rad- und 
Fußverkehr ein Anliegen. In der zugehörigen Arbeitsgruppe Fußverkehr wurden insbeson-
dere folgende Themen bearbeitet:

•	 Barrierefreie Wegeketten: Trotz vorhandener Erkenntnisse bestehen weiterhin erheb-
liche Herausforderungen, etwa wechselnde Zuständigkeiten, fehlende Ressourcen und 
mobile Hindernisse wie E-Tretroller. Ein Senatsprogramm sowie stärkere Sensibilisierung 
werden empfohlen.

•	 Barrierefreie Haltestellenumfelder: Das Projekt zur Verbesserung der Zuwegungen 
führte Begehungen ab März 2023 durch. Eine Senatsentscheidung oder ein Investiti-
onsprogramm ist notwendig, um bereits getätigte Maßnahmen zu sichern.

•	 Fußgängerüberwege über Radverkehrsanlagen: Aufgrund des zunehmenden Radverkehrs 
müssen neue Lösungen zur sicheren Querung entwickelt werden. Drei Pilotversuche 
sind geplant.

•	 Sondernutzungen: Häufig fehlt eine Vor-Ort-Prüfung, sodass Freihalteflächen blockiert 
werden. Es bestehen Bedarf an klaren Regeln und Unterstützung bei der Anwendung 
von Standards.

Die Entwicklungen im Bereich Mobilität in den Jahren 2023/2024 verdeutlichen, dass 
wichtige Fortschritte erzielt wurden – insbesondere die Einführung verbindlicher Barriere-
freiheitsstandards bei Ladesäulen und Verbesserungen in der digitalen Fahrgastinformation. 
Die begonnenen Maßnahmen müssen konsequent weiterverfolgt werden. Entscheidend 
wird sein, die Umsetzung der Leitlinie „So geht Hamburg!“ eng zu begleiten, Nutzerinnen 
und Nutzer an digitalen Projekten weiterhin zu beteiligen und den barrierefreien Ausbau 
des ÖPNV zu verstetigen. Nur durch kontinuierliches Engagement bleibt Mobilität für alle 
Menschen zugänglich und nutzbar.
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6. WOHNEN
Barrierefreiheit ist eines der wesentlichen Elemente nachhaltigen Bauens und insbesondere 
angesichts des demografischen Wandels eine bedeutsame Eigenschaft einer zukunfts-
fähigen, gebauten Umwelt (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 2016).

Die Suche nach barrierefreiem Wohnraum zählte im Berichtszeitraum weiterhin zu den 
Hauptanliegen der Bürgerinnen und Bürger, die sich bei der Senatskoordination gemeldet 
haben. Die Senatskoordination vermittelte in diesen Fällen an die jeweiligen Wohnungs-
ämter der Bezirksämter bzw. an die zentrale Vergabestelle zur Vermittlung von rollstuhl-
gerechten Wohnungen.

Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat sich im Rahmen 
der zweiten Staatenprüfung 2023 besorgt darüber gezeigt, dass es in Deutschland zu 
wenig bezahlbaren, barrierefreien Wohnraum gibt und die Baustandards der Länder den 
Anforderungen an die Barrierefreiheit nicht entsprechen. Die Verpflichtung zur Schaffung 
von barrierefreiem Wohnraum leitet sich u. a. aus Artikel 9 (Zugänglichkeit), Artikel 19 
(Unabhängige Lebensführung) und Artikel 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer 
Schutz) der UN-BRK ab (Deutsches Institut für Menschenrechte, 2025).

Wie kann der Spagat gelingen, ausreichend barrierefreien Wohnraum zu schaffen und die 
Maßnahmen zugleich wirtschaftlich und städtebaulich wie gesellschaftlich zukunftsfähig 
zu gestalten?

Um der Nachfrage nach entsprechendem Wohnraum Rechnung zu tragen, zählen in Ham-
burg die Wohnraumförderungsprogramme zu den wesentlichen Instrumenten. 2023 und 
2024 erteilte die Stadt Hamburg u. a. insgesamt 19 Förderbewilligungen für den Neubau 
von rollstuhlgerechten Wohnungen nach DIN 18040-2R. 

Die Anzahl der Bewilligungen für barrierefreie Neubauwohnungen nach DIN 18040-2 
war deutlich höher. Im Berichtszeitraum wurden 446 barrierefreie Wohnungen bewilligt. 

Weitere 56 Wohnungen wurden im Rahmen des Förderprogramms Modernisierung von 
Mietwohnungen bzw. von anlassbezogenen Einzelmaßnahmen für einzelne Wohneinheiten 
im Förderprogramm Barrierefreier Umbau bewilligt. Des Weiteren bewilligte die Stadt im 
Berichtszeitraum 2023/24 insgesamt 3.794 Neubauwohnungen mit einer barrierere-
duzierten Grundausstattung Diese Wohnungen sind schwellenlos erreichbar und sehen 
Baustandards vor, die auch für Menschen Behinderungen geeignet sein können. 

Im Berichtszeitraum befasste sich die Senatskoordination in diesem Zusammenhang mit 
der von der Stadt Hamburg veranlassten „Initiative kostenreduziertes Bauen“. Mit der 
Initiative wird das Ziel verfolgt, die Baukosten im Wohnungsneubau nachhaltig zu senken. 
In den drei Handlungsfeldern „Kostenreduzierende Baustandards“, „Optimierte Planung 
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und Prozesse“ sowie „Beschleunigte Verfahren“ hat die Initiative kostenreduziertes Bauen 
Kosteneinsparpotenziale ermittelt, die es ermöglichen, Baukosten um bis zu 2.000 Euro 
brutto pro m² Wohnfläche zu senken. Die derzeitige Analyse mündete in einer Sammlung 
von 39 konkreten Vereinfachungsmöglichkeiten in Bereichen der Baukonstruktion und der 
Gebäudetechnik, denen folgende Standards zugeordnet wurden: Bauliche und technische 
Standards, Schallschutz und Standards Brandschutz und Barrierefreiheit (Initiative kos-
tenreduziertes Bauen, 2025).

Die Senatskoordination begrüßt grundsätzlich Maßnahmen zur Baukostenreduzierung, 
sofern die Herstellung und Förderung der Barrierefreiheit im Wohnungsbau und Wohnungs-
modernisierung weiterhin konsequent verfolgt und damit auch ein weiteres Ansteigen der 
Mietkosten verhindert oder zumindest gebremst werden kann.

Hamburger Förderprogramme zählen zu den Perlen der Stadtentwicklung in Hamburg und 
sind zugleich ein wesentliches Steuerungsinstrument, das verpflichtende Anforderungen 
u. a. zur Herstellung einer „barrierereduzierten Grundausstattung“ vorsieht. 

Um dem stetig steigenden Bedarf an Wohnungen Rechnung zu tragen, die Menschen 
mit Behinderungen und älteren Menschen ermöglicht, auf Dauer selbstbestimmt in der 
eigenen Wohnung zu leben, müssen die Perlen der Stadtentwicklung bewahrt und die 
Förderstandards, insbesondere die verpflichtende Herstellung einer barrierereduzierten 
Grundausstattung im geförderten Wohnungsbau beibehalten werden.

2024 wurde die Hamburgische Bauordnung novelliert. Gemäß der aktuellen Fassung, 
die 2026 in Kraft treten wird, müssen in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die 
Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar sein, wobei diese Verpflichtung 
auch durch barrierefrei erreichbare Wohnungen in mehreren Geschossen erfüllt werden 
kann. Und in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen und erforderlichen Aufzügen muss 
ein Drittel der Wohnungen barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen müssen 
die Aufenthaltsräume, eine Toilette, ein Bad, die Küche oder die Kochnische und, soweit 
vorhanden, ein Freisitz barrierefrei sein.

Die neuen Regelungen stellen eine deutliche Verbesserung gegenüber der bisherigen 
Bauordnung dar. 

Die Senatskoordination hält es jedoch für notwendig, sich bei der Schaffung von barri-
erefreiem Wohnraum auch an den Bedarfen (u. a. auf der Grundlage von Daten zur Be-
völkerungsentwicklung) zu orientieren. Hamburg braucht im Sinne der Inklusion soziale 
Stadtquartiere und Wohnviertel, die in allen Lebensphasen ein selbstbestimmtes Leben 
ermöglichen. Dazu bedarf es einer datenbasierten Gesamtstrategie, auf deren Grundlage 
konsequent ein „Design für Alle“ entwickelt werden kann, also eine Strategie, deren Gestal-
tungsprozess darauf abzielt, Zugänglichkeit, Nutzbarkeit und Erlebbarkeit für möglichst 
alle Menschen in den Wohnhäusern und Quartieren zur erreichen.
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Ferner gilt es, barrierefreie Wohnungen, die aus der Bindung fallen oder freifinanziert sind, 
nicht aus dem Blick zu verlieren und Vermieterinnen/Vermietern und Mieterinnen/Mietern 
im Sinne einer Wohnbörse die Möglichkeit zu geben, die vorhandenen Wohnungsbestände 
den individuellen Ansprüchen entsprechend wirksam nutzen zu können.

Die Senatskoordination hält es daher für bedeutsam, die Anstrengungen zur Entwicklung 
eines transparenten, datenbasierten Planungsinstruments zu intensivieren, um fortlau-
fend die Bedarfe unter Berücksichtigung bevölkerungsrelevanter Entwicklungen mit den 
vorhandenen barrierefreien Wohnungsbeständen abzugleichen und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wohnungssituation ableiten zu können. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass Hamburg einen wachsenden Bedarf an 
kleinteiligen, barrierefreien und sozialräumlich eingebetteten Wohnformen hat.

Wohnprojekte wie das von Hamburg Leuchtfeuer errichtete Wohnhaus „Festland“ für 
junge, chronisch kranke Menschen stehen exemplarisch für ein modernes Versorgungs-
konzept, das Wohnen, Assistenz, Gesundheitsversorgung und soziale Stabilisierung unter 
einem Dach verbindet und ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. Die hohe und konti-
nuierliche Auslastung dieses Angebots verdeutlicht, dass viele Menschen mit komplexem 
Unterstützungsbedarf nicht in klassische Wohnformen leben möchten, sondern nach 
selbstbestimmten, quartiersintegrierten Alternativen suchen.

In den Anfragen an die Senatskoordination wird immer wieder deutlich, dass gerade für 
Menschen mit Behinderungen, chronischen Erkrankungen oder psychischen Belastungen 
wohnortnahe, flexible und barrierefreie Wohnsettings fehlen, die Übergänge zwischen Klinik, 
ambulanter Versorgung und eigenständigem Wohnen erleichtern. Vor diesem Hintergrund 
wäre ein weiteres Angebot nach dem Vorbild von Leuchtfeuer – mit multiprofessionel-
ler Begleitung, barrierefreier Infrastruktur und klarer sozialräumlicher Anbindung – ein 
wichtiger Baustein, um Versorgungslücken zu schließen und die Teilhabechancen dieser 
Personengruppe zu verbessern.9

Wohnprojekte wie dieses zeichnet eine gute Einbindung in das Quartier aus. Und neben 
der Schaffung von Wohnraum nimmt die Gestaltung von öffentlichen Räumen in der 
Stadtentwicklung eine zunehmend wichtige Rolle ein. 

Öffentliche Räume haben das Potenzial, Kontakte und Austausch zwischen unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Gruppen anzubahnen, Einsamkeit vorzubeugen und den sozialen 
Zusammenhalt zu fördern. Nicht zuletzt bieten öffentliche Räume wie z. B. Gemeinschafts-
räume potenzielle Lernfelder für Toleranz und Akzeptanz. Vor diesem Hintergrund zielen 
bundesweit immer mehr Maßnahmen u. a. mit Förderprogrammen darauf ab, öffentliche 
Plätze aufzuwerten und Begegnungsräume in Quartieren zu schaffen. 

9	 Weitere Informationen zum Projekt sind online abrufbar unter: Festland - Hamburg Leuchtfeuer - Unternehmen 
Menschlichkeit

https://www.hamburg-leuchtfeuer.de/festland/
https://www.hamburg-leuchtfeuer.de/festland/
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Wie dies vorbildlich gelingen kann, zeigt das Stadtentwicklungsprojekt Oberbillwerder, 
das in einem breit angelegten Entwicklungsprozess, ein Gesamtkonzept für diesen neuen 
Stadtteil im Bezirk Bergedorf mit dem Ziel entwickelt hat, lebendige Nachbarschaften mit 
vielseitigen Angeboten für Wohnen und Arbeit, Bildung, Freizeit und Kultur zu entwickeln.10 

Die Senatskoordination wurde hier die Konzeptentwicklung für neue Wohnformen ein-
bezogen.

10	 Weitere Informationen zu Oberbillwerde sind online abrufbar unter: Startseite | Oberbillwerder

https://www.oberbillwerder-hamburg.de/
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7. GESUNDHEIT

11	 Die Richtlinie ist online abrufbar unter: Neue Richtlinie der Kassenärztlichen Bundesvereinigung verbessert Transpa-
renz und Barrierefreiheit im Gesundheitswesen: BSK.

Die Senatskoordination erlebt täglich, wie vielfältig und individuell die gesundheitlichen 
Bedarfe von Menschen mit Behinderungen sind. Zugleich zeigt sich, wie viel Potenzial in 
einem Gesundheitssystem steckt, das diesen Anforderungen gerecht werden möchte. 

Rollstuhlnutzende benötigen barrierefreie Zugänge und geeignete Untersuchungsmöglich-
keiten, gehörlose Menschen sind auf qualifizierte Gebärdensprachdolmetscherinnen und 
-dolmetscher angewiesen und Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen profitieren 
besonders von einer klaren, verständlichen und gut strukturierten Kommunikation.

2023 und 2024 erreichten die Senatskoordination zahlreiche Rückmeldungen von Be-
troffenen, Angehörigen und Einrichtungen, die verdeutlichen, an welchen Stellen Verbes-
serungen noch notwendig sind; etwa bei der Hilfsmittelversorgung, der Barrierefreiheit 
von Praxisräumen, der Bereitstellung von Dolmetscherinnen- und Dolmetscherleistungen 
oder der Abstimmung zwischen Leistungsträgern. 

Diese Hinweise liefern wertvolle Impulse für die systematische Weiterentwicklung der Ge-
sundheitsversorgung von Menschen mit Behinderungen. Sie zeigen zugleich, wie wichtig 
eine zentrale und verlässliche Stelle ist, die Anliegen bündelt, Orientierung bietet und 
Lösungen anstößt. Die Senatskoordination nimmt diese Rolle aktiv wahr und trägt dazu 
bei, dass Hamburg Schritt für Schritt eine inklusivere Gesundheitsversorgung gestaltet.

In Hamburg fehlen weiterhin verlässliche Daten zur Gesundheitssituation und -versorgung 
von Menschen mit Behinderungen. Letztes betrifft auch den aktuellen Stand zur Barriere-
freiheit medizinischer Einrichtungen. Die Kassenärztliche Vereinigung (KV) Hamburg erhebt 
keine systematischen Angaben – ein Befund, den frühere Berichte der Patienten-Initiative 
bestätigten. Die Senatskoordination drängte erneut darauf, dass Barrierefreiheitsmerkmale 
künftig verbindlich und überprüfbar erfasst werden.

Ein wichtiger Schritt ist die Richtlinie der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) 
von 202411, die erstmals ein bundesweit einheitliches Erhebungssystem vorsieht – ihre 
Wirkung hängt jedoch von einer konsequenten Umsetzung ab. Der Anspruch der neuen 
KBV-Richtlinie ist bedeutsam, allerdings bestehen bei der Umsetzung erhebliche Heraus-
forderungen. Zum einen ist die Datenbasis vieler Kassenärztlicher Vereinigungen bislang 
unvollständig und es fehlen standardisierte Verfahren, um die Merkmale tatsächlich 
korrekt zu erfassen und regelmäßig zu aktualisieren. Viele Angaben beruhen derzeit auf 
Selbstauskünften der Praxen, was weder einheitlich noch verlässlich ist. Hinzu kommt, dass 
umfangreiche bauliche Anpassungen in bestehenden Praxen häufig hohe Kosten verursa-
chen, für die es bislang nur begrenzte Fördermöglichkeiten gibt. Auch organisatorische 
und kommunikative Barrierefreiheit, wie barrierefreie Websites, Leichte Sprache oder 

https://www.bsk-ev.org/service/aktuelles/detail/neue-richtlinie-der-kassenaerztlichen-bundesvereinigung-verbessert-transparenz-und-barrierefreiheit-im-gesundheitswesen
https://www.bsk-ev.org/service/aktuelles/detail/neue-richtlinie-der-kassenaerztlichen-bundesvereinigung-verbessert-transparenz-und-barrierefreiheit-im-gesundheitswesen
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Gebärdensprache, sind nicht flächendeckend etabliert und stellen Praxen vor zusätzliche 
personelle und finanzielle Herausforderungen. 

Nicht zuletzt müssen die digitalen Portale der KV technisch so weiterentwickelt werden, 
dass die neuen Informationen tatsächlich für Patientinnen und Patienten auffindbar, bar-
rierefrei nutzbar und verlässlich gepflegt werden.

Insgesamt zeigt sich: Die Richtlinie setzt einen wichtigen Rahmen, doch ihre Wirksamkeit 
hängt maßgeblich davon ab, ob Erhebung, Qualitätssicherung, Finanzierung und digitale 
Bereitstellung der Daten in der Praxis konsequent umgesetzt werden.

Die Hamburger Patienten‑Initiative entwickelte im Jahr 2012 das innovative Instrument 
„Plan B“, eine web- und mobil-nutzbare Anwendung zur gezielten Recherche barrierefreier 
Arztpraxen. Grundlage war ein eigens erarbeiteter Kriterienkatalog zur Barrierefreiheit, 
der Aspekte wie rollstuhlgerechte Zugänge, Orientierung für sehbeeinträchtigte Perso-
nen, barrierearme Kommunikation sowie geeignete Rahmenbedingungen für Menschen 
mit Hör- oder kognitiven Beeinträchtigungen umfasste. Praxen konnten sich von der 
Patienten‑Initiative beraten und anhand eines strukturierten Erhebungsbogens begehen 
lassen; die Ergebnisse wurden anschließend in „Plan B“ veröffentlicht. Nutzerinnen und 
Nutzer konnten die erfassten Praxen nach individuellen Anforderungen filtern und so 
gezielt Einrichtungen finden, die ihren Bedarfen entsprachen. Die Anwendung bot damit 
sowohl eine Orientierungshilfe für Patientinnen und Patienten als auch ein Instrument zur 
Sensibilisierung und Qualitätsverbesserung für Arztpraxen. Auch wenn die App später 
nicht weiter betrieben wurde, lieferte sie einen wichtigen Impuls für mehr Transparenz 
und Barrierefreiheit in der ambulanten medizinischen Versorgung.

Beispiele aus anderen Bundesländern zeigen, dass eine barrierefreie gesundheitliche 
Versorgung möglich ist: In Bremen wurde im Jahr 2011 die barrierefreie gynäkologische 
Praxis am Klinikum Bremen‑Mitte als Pilotmodell eingerichtet. Sie war mit stufenlosen 
Zugängen, selbstöffnenden breiten Türen, einem Hebelift, rollstuhlgerechten Toiletten und 
höhenverstellbaren Untersuchungsliegen ausgestattet; mobilitätseingeschränkte Frauen 
waren in die Planung einbezogen.12 In München wurde im Oktober 2021 eine gynäkolo-
gische Sprechstunde für mobilitätseingeschränkte Frauen in barrierefreien Räumen ein-
gerichtet. Dort stehen ein Hebelift und eine rollstuhlgerechte Ausstattung zur Verfügung; 
das Leistungsspektrum umfasst Vorsorge, Diagnostik, Therapie und Beratung.

Beide Modelle verdeutlichen, dass barrierefreie Versorgung machbar ist, wenn bauliche, 
organisatorische und kommunikative Maßnahmen zusammenwirken. 

Zugleich vertritt die Senatskoordination die Position, dass Menschen mit Behinderungen 
primär Zugang zu regulären Gesundheitseinrichtungen haben und spezialisierte Angebote 
lediglich ergänzend wirken sollen.

12	 Weitere Informationen zur Barrierefreien Gynäkologischen Praxis in Bremen sind online verfügbar unter: pa_as_bar-
rierefreie_gyn_praxis.pdf.

https://extras.aekhb.de/data/mediapool/pa_as_barrierefreie_gyn_praxis.pdf
https://extras.aekhb.de/data/mediapool/pa_as_barrierefreie_gyn_praxis.pdf
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Die Senatskoordination unterstützt daher die Forderung betroffener Frauen nach barriere
freien Praxen in Hamburg und setzte sich auch im Berichtszeitraum für die systematische 
Erfassung der Barrierefreiheitsmerkmale aller gynäkologischen Praxen ein.

Ein weiterer wichtiger Baustein im Bereich Prävention war das Projekt „BESSER Gesund 
Leben – FaPP-MgB“13, das die gesundheitliche Versorgung erwachsener Menschen mit 
geistiger Behinderung verbessert. 

Es entwickelte ein Modell der fallbezogenen Prävention und Pflegeunterstützung, das 
dabei hilft, Gesundheitsrisiken frühzeitig zu erkennen, passende Angebote zu finden und 
Barrieren im Versorgungssystem abzubauen. Der interdisziplinäre Projektbeirat vereint 
Expertise aus Pflegewissenschaft, Medizin, Behindertenhilfe, Selbstvertretung und Ver-
waltung. Das Projekt gibt wichtige Impulse für eine inklusivere und präventionsorientierte 
Gesundheitsförderung in Hamburg. 

Die Senatskoordination brachte sich aktiv in den Projektbeirat ein und steuerte die Pers-
pektiven von Menschen mit Behinderungen sowie Erkenntnisse aus ihrer Arbeitspraxis bei.

Die bisherigen Ergebnisse zeigen, dass das Modell der fallbezogenen Prävention und Pfle-
geunterstützung wirksam Barrieren abbaut und die Orientierung im Versorgungssystem 
verbessert. Der Projektverbund prüft derzeit Wege zur Übertragung in bestehende Struk-
turen, damit zentrale Elemente auch nach Projektende weitergeführt und zur Stärkung 
der gesundheitlichen Teilhabe genutzt werden können.

Um Barrieren in der Gesundheitsversorgung abzubauen, hat das Bundesministerium für 
Gesundheit Ende 2024 den „Aktionsplan für ein diverses, inklusives und barrierefreies 
Gesundheitswesen“ vorgelegt. Der Aktionsplan enthält unter anderem Maßnahmen zur 
baulichen und kommunikativen Barrierefreiheit in Arztpraxen, zur Stärkung einer barri-
erefreien Pflegeberatung, zur Verbesserung der Gesundheitskompetenz durch barriere-
freie Informationsangebote sowie zur inklusiven Digitalisierung. Weitere Schwerpunkte 
umfassen die Förderung von Diversität im Gesundheitswesen sowie die Qualifizierung 
von Fachkräften. 

Der Aktionsplan wurde auf Grundlage eines breiten Beteiligungsprozesses mit über 100 
beteiligten Verbänden und mehr als 3.000 eingebrachten Vorschlägen entwickelt. Die 
Umsetzung erfolgt seit Ende 2024 schrittweise, wobei sowohl kurzfristige als auch län-
gerfristige Maßnahmen vorgesehen sind. Die Senatskoordination hat, wie andere Beauf-
tragte auch, aktiv in Arbeitsgruppen an der Entwicklung des Aktionsplans mitgewirkt.14 

Das Innovationsfonds-Projekt BarrierefreiASS befasste sich mit der gesundheitlichen 
Versorgung Erwachsener mit Autismus-Spektrum-Störung (ASS). Der Innovationsfonds hob 

13	 Weitere Informationen sind online abrufbar unter: BESSER Gesund Leben – FaPP-MgB.
14	 Der Aktionsplan des BMG für ein diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen ist online abrufbar 

unter: Aktionsplan für ein diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen.

https://projekt-besser.de/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/A/Aktionsplan/Aktionsplan_barrierefreies_Gesundheitswesen_2024.pdf
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hervor, dass viele Erwachsene mit ASS große Schwierigkeiten haben, geeignete medizini-
sche Ansprechpersonen zu finden: Überfüllte oder unstrukturierte Wartebereiche, unklare 
Abläufe und ungeeignete Kommunikationsformen führen häufig dazu, dass medizinische 
Behandlung gemieden oder zu spät aufgesucht wird. Das Pilotprojekt BarrierefreiASS 
identifizierte daher individuelle, strukturelle und professionelle Barrieren und entwickelte 
ein multiprofessionelles Versorgungskonzept.

Das seit 2024 laufende Nachfolgeprojekt BASS-Teams knüpft daran an und erprobt ein 
Modell, in dem Diagnostik, Therapie, sozialrechtliche Beratung und Orientierung im Ver-
sorgungssystem aus einer Hand angeboten werden. Zudem werden sensorisch angepasste 
Räume bereitgestellt, die Reizüberflutung reduzieren und damit die Inanspruchnahme 
medizinischer Leistungen erleichtern.

Die Senatskoordination hat das Projekt unterstützt, indem Kontakte zu Kooperations-
partnern aus der Behindertenhilfe vermittelt wurden.15

Das Projekt ist aus Sicht der Senatskoordination unterstützenswert, weil Erwachsene mit 
Autismus besonders häufig Versorgungslücken erleben und in der Regelversorgung nur 
unzureichend berücksichtigt werden. 

Viele Betroffene berichten von Überforderungssituationen, Missverständnissen in der 
Kommunikation und fehlender fachlicher Kenntnisse. Durch das integrierte Angebot von 
BASS-Teams können medizinische, therapeutische und sozialrechtliche Bedarfe erstmals 
gemeinsam adressiert werden. Das Modell leistet damit einen wichtigen Beitrag zu inklu-
siver, bedarfsgerechter Versorgung und schließt eine bestehende Versorgungslücke, die 
auch in den Anfragen an die Senatskoordination sichtbar wurde.  

Parallel nahm die Senatskoordination aktiv an der Ausarbeitung des Hamburger Hitze-
aktionsplans teil. 

Das Land entwickelte 2024 in einem breit angelegten Beteiligungsverfahren mit über 40 
Institutionen acht Kernelemente: zentrale Koordinierung, Nutzung des Hitzewarnsystems, 
barrierefreie Information, Reduzierung von Hitze in Innenräumen sowie besondere Be-
achtung von Risikogruppen.

Der Plan betont, dass ältere Menschen, Personen mit Vorerkrankungen, Menschen mit 
kognitiven Einschränkungen oder Mobilitätsproblemen, wohnungslose Menschen sowie 
Menschen mit Behinderungen zu den besonders gefährdeten Gruppen gehören.

Die Motivation der Senatskoordination für das Engagement im Hitzeaktionsplan ergibt 
sich aus dem Grundverständnis sich aktiv zu beteiligen, wenn es um den Schutz besonders 
vulnerabler Gruppen geht. 

15	 Weitere Informationen zu BASS sind online abrufbar unter: BASS-Teams – Barrierefreie Versorgung für Erwachsene 
mit Autismus-Spektrum-Störung durch multiprofessionelle Autismus-Teams - G-BA Innovationsfonds.

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/bass-teams.723
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/bass-teams.723
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Menschen mit Behinderungen gehören zu denjenigen, die bei Hitzeereignissen am stärksten 
gefährdet sind. Analysen zur sozialen Vulnerabilität in Hamburg zeigen, dass bestimmte 
Stadtgebiete deutlich anfälliger für gesundheitliche Belastungen durch Hitze sind (Uni-
versität Hamburg, 2021). 

Deutschlandweit wird zudem von mehreren tausend zusätzlichen hitzebedingten Todesfällen 
pro Jahr ausgegangen, wenn keine wirksamen Maßnahmen erfolgen (Bundesministerium 
für Gesundheit, 2025). Dies unterstreicht die Dringlichkeit des Handelns. Vor diesem Hin-
tergrund hat die Senatskoordination sich aktiv eingebracht, um sicherzustellen, dass der 
Hitzeaktionsplan die Belange von Menschen mit Behinderungen umfassend berücksichtigt 
und Maßnahmen zum Katastrophen- und Gesundheitsschutz inklusiv gedacht werden.

Auf Anregung der Senatskoordination wurden barrierefreie Informationsmaterialien in 
Leichter Sprache und Gebärdensprache sowie die Beteiligung der Behindertenverbände 
in die Maßnahme L‑28 „Hitzeschutz für Menschen mit Behinderungen“ aufgenommen. 
Die Senatskoordination betont, dass Informationen über kühle Orte und Hitzeschutz auch 
offline zugänglich sein müssen, damit niemand ausgeschlossen wird.16

Mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) wurde 2024 eine bun-
desweite Neuordnung der Krankenhauslandschaft beschlossen. Die Zuordnung von Kliniken 
zu neuen Leistungsgruppen und Versorgungsstufen stellte hochspezialisierte Einrichtungen 
vor besondere Herausforderungen. Dazu gehört in Hamburg das Evangelische Krankenhaus 
Alsterdorf mit dem Sengelmann-Institut für Medizin und Inklusion (SIMI). Das SIMI vereint 
unter anderem ein Epilepsie-Zentrum und das einzige Medizinische Zentrum für Erwach-
sene mit geistiger Behinderung und schweren Mehrfachbehinderungen in Hamburg.17 

Im ursprünglichen Gesetzentwurf waren solche spezialisierten Einrichtungen nicht ausrei-
chend berücksichtigt, sodass ihre Finanzierung gefährdet schien. Nach deutlicher Kritik 
wurde eine gesetzliche Ausnahme geschaffen: Spezialkliniken können künftig auf Basis 
eines Selbstkostenprinzips mit den Krankenkassen tagesgenaue Vergütungen verhandeln, 
ohne an Fallpauschalen gebunden zu sein. Damit ist die Finanzierung des SIMI rechtlich 
abgesichert und die interdisziplinäre Versorgung von Menschen mit komplexen Behinde-
rungen kann fortgeführt werden. 

Über die gesetzlichen Neuregelungen hinaus stärkte die Evangelische Stiftung Alsterdorf 
2024 die Versorgungsinfrastruktur weiter. So wurde ein spezieller Zahnarztstuhl für 
Rollstuhlnutzende angeschafft, wodurch das SIMI ab 2025 erstmals eine zahnärztliche 
Versorgung für Menschen mit komplexen Behinderungen anbieten kann (Vorstand der 
Evangelischen Stiftung Alsterdorf, 2025, S. 35).

16	 Der Hitzeaktionsplan Hamburg ist online abrufbar unter: Hitzeaktionsplan Hamburg - hamburg.de.
17	 Weitere Informationen zum SIMI sind online abrufbar unter: evangelisches-krankenhaus-alsterdorf.de/gesundheit-

fur-menschen-mit-behinderung/sengelmann-institut-fur-medizin-und-inklusion-simi/.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/themen/gesundheit/gesundheitsfoerderung/hitzeschutz/hitzeaktionsplan-hamburg-1061706
https://evangelisches-krankenhaus-alsterdorf.de/gesundheit-fur-menschen-mit-behinderung/sengelmann-institut-fur-medizin-und-inklusion-simi/
https://evangelisches-krankenhaus-alsterdorf.de/gesundheit-fur-menschen-mit-behinderung/sengelmann-institut-fur-medizin-und-inklusion-simi/
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Die Senatskoordination unterstützte das SIMI gemeinsam mit der Sozialbehörde aktiv dabei, 
auf die Risiken der Reform für spezialisierte Einrichtungen aufmerksam zu machen – ins-
besondere auf Bundesebene. Dadurch konnten die Belange von Menschen mit komplexen 
Behinderungen im Gesetzgebungsprozess sichtbar gemacht und berücksichtigt werden.
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8. SPORT

18	 Die Active City Map ist ein digitales Kartenangebot der Stadt Hamburg, das einen umfassenden Überblick über 
Sport- und Bewegungsangebote im gesamten Stadtgebiet bietet. Online abrufbar unter: Active City | Angebot.

Sport und Bewegung leisten wichtige Beiträge zur gesundheitlichen, sozialen und per-
sönlichen Entwicklung. Regelmäßige körperliche Aktivität stärkt nicht nur die körperliche 
und psychische Gesundheit, sondern ermöglicht auch soziale Kontakte und gemeinschaft-
liche Erfahrungen. Für Menschen mit Behinderungen besitzt der Zugang zu geeigneten 
Sportangeboten eine besondere Bedeutung, da er Teilhabe, Selbstbestimmung und Inte-
gration im Alltag unterstützt (Deutscher Olympischer Sportbund, 2025). Der organisier-
te Sport in Deutschland entwickelt seit einigen Jahren verstärkt inklusive Strukturen und 
zahlreiche Studien bestätigen die positiven Effekte solcher Angebote (Deutscher Fußball-
Bund, 2025). Vor diesem Hintergrund kommt der Förderung barrierefreier und inklusiver 
Sportangebote in Hamburg eine stetig wachsende Relevanz zu (Die Techniker, 2025).

Prof. Dr. Hans-Joachim Schulke (ehem. Hamburger Sportbund) und Ulrike Kloiber (Senatskoor-
dinatorin) beim Hafencity Run
© SKBM

Die Senatskoordination nimmt in diesem Handlungsfeld eine beratende und impulsge-
bende Rolle ein. Während die operative Sportförderung beim Landessportamt und beim 
Hamburger Sportbund liegt, trägt die Senatskoordination dazu bei, Inklusion und Barri-
erefreiheit im Hamburger Sport systematisch zu stärken. Im Berichtszeitraum lag ein 
Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf der Weiterentwicklung barrierefreier Rahmenbedingungen. 
In Zusammenarbeit mit Fachstellen wurden bestehende Standards geprüft und Überle-
gungen zur transparenten Darstellung barrierefreier Sportstätten in der Active City Map18 

https://www.hamburg-activecity.de/angebot
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sowie barrierefreier Sportangebote, etwa durch eine Ergänzung der Active City Sportan-
gebotskarte, vorangetrieben. Durch die Mitwirkung an der Erarbeitung praxisnaher Hin-
weise für Veranstaltende wurde die Sensibilisierung für barrierefreie Planung zusätzlich 
gestärkt.

Das inklusive Laufteam bei Hafencity Run
© Witters GmbH

Die Verbesserung der Kommunikationszugänge nahm ebenfalls eine zentrale Rolle ein. 
Unter Beteiligung der Senatskoordination wurde Ende 2024 ein Förderinstrument zur 
Finanzierung des Dolmetschens in Deutsche Gebärdensprache im organisierten Sport 
eingerichtet. Ziel ist es, das Dolmetschen in Deutscher Gebärdensprache langfristig als 
selbstverständlichen Bestandteil barrierefreier Sportkommunikation zu etablieren. 

Darüber hinaus begleitete die Senatskoordination Diskussionen zur Weiterentwicklung des 
Sportfördersystems und setzte sich dafür ein, Aspekte der Inklusion und Barrierefreiheit 
künftig stärker in Förderentscheidungen zu berücksichtigen. Beispiele guter Praxis, wie 
die barrierefreie Kommunikationsinitiative „Klartext“ beim FC St. Pauli und die inklusiven 
Skate-Angebote von „Sit'n'Skate“, wurden im Berichtszeitraum besonders hervorgehoben, 
da sie modellhafte Impulse für andere Akteurinnen und Akteure liefern. Die nachfolgende 
Abbildung 4 gibt einen Überblick über diese innovativen Projekte.
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Abbildung 4: Innovative Inklusionsprojekte im Sport

Projekt „Klartext“ – Barrierefreie Kommunikation im Fußball

Projektidee:
Das Projekt „Klartext“ des FC St. Pauli verfolgt das Ziel, Informationen rund um den Fußball 
für alle Menschen zugänglich zu machen – unabhängig von individuellen Beeinträchtigun-
gen. Durch barrierefreie Kommunikationsformate wird gewährleistet, dass Fans mit Hör-, 
Seh-, oder kognitiven Einschränkungen gleichberechtigt teilhaben können.

Inhalte & Maßnahmen:
•	 Übersetzung von Vereins- und Spielinformationen in Leichte Sprache

•	 Untertitelung von Videos und Gebärdensprach-Einblendungen auf der Leinwand

•	 Einrichtung eines Hörplatzradios mit Leihgeräten

•	 Barrierefreie Wahlunterlagen bei Mitgliederversammlungen

•	 Einführung von „Zeigemenüs“ an Kiosken, um Bestellungen ohne Sprache zu ermöglichen

Auszeichnung:
Für dieses umfassende Engagement erhielt das Projekt „Klartext“ den Nachwuchspreis 
des Senator-Neumann-Preises 2023.

Bedeutung:
„Klartext“ zeigt beispielhaft, wie barrierefreie Kommunikation im Sport umgesetzt wer-
den kann. Das Projekt schafft Teilhabe, baut Barrieren ab und setzt neue Standards für 
inklusive Vereinsarbeit.
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Projekt „Sit'n'Skate“ – Inklusion auf Rädern

Projektidee:
Das Hamburger Projekt Sit’n’Skate macht Inklusion sichtbar und erlebbar. Es richtet sich 
an Menschen mit und ohne Behinderung und bringt Rollstuhlfahrende in Bewegung – auf 
Skateboards, in Skateparks und bei öffentlichen Veranstaltungen.

Träger & Partner:
Das Projekt wurde von einem inklusiven Team um den Rollstuhlfahrer David Lebuser initiiert. 
Unterstützt wird es durch lokale Vereine der Hamburger Skateboard – Kultur, darunter 
PARKS DIY, sowie durch Fördermittel des Hamburger Inklusionspreises.

Inhalt & Umsetzung:
Regelmäßig finden inklusive Skate-Sessions statt, bei denen Menschen mit und ohne 
Behinderung gemeinsam neue Bewegungsformen ausprobieren. Die Trainerinnen und 
Trainer vermitteln Techniken für sicheres Fahren, Bremsen und Balancehalten im Rollstuhl 
– Fähigkeiten, die zugleich die Alltagsmobilität verbessern.

Auszeichnung:
Für ihr Engagement erhielt das Team von Sit’n’Skate 2024 den Innovationspreis des 
Hamburger Inklusionspreises.

Bedeutung:
Sit’n’Skate steht beispielhaft dafür, wie Sport Teilhabe fördert, Empowerment stärkt und 
gesellschaftliche Bewusstseinsbildung unterstützt.

Quelle: Eigene Darstellung

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der Mitwirkung an der inklusiven Ausgestaltung bedeu-
tender Sportveranstaltungen. Die Teilnahme an den Special Olympics World Games 2023 
in Berlin bot Gelegenheit, Erfahrungen und Standards bundesweiter inklusiver Sportpraxis 
aufzunehmen und für Hamburg nutzbar zu machen. 

Bei der UEFA EURO 2024 war die Senatskoordination in mehrere Planungsprozesse 
eingebunden. Dabei beriet sie insbesondere zur barrierefreien Gestaltung der Wege-
führung im und um das Volksparkstadion, wirkte an der Einrichtung eines barrierefreien 
Shuttle-Services zwischen der S-Bahn Stellingen und dem Stadion mit und unterstützte 
Maßnahmen der verständlichen und barrierefreien Kommunikation, darunter Informati-
onen in Leichter Sprache und Deutscher Gebärdensprache. Die Teilnahme an relevanten 
Arbeitskreisen gewährleistete, dass Interessen von Menschen mit Behinderungen frühzeitig 
berücksichtigt wurden.

Im Rahmen des Fußball-Inklusionstags auf dem Fan-Fest 2024 auf dem Heiligengeistfeld 
war die Senatskoordination ebenfalls an Vorbereitung und Umsetzung beteiligt. Die Ver-
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anstaltung ermöglichte einer breiten Öffentlichkeit Einblicke in inklusive Sportarten und 
bot Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung die Möglichkeit gemeinsamer 
sportlicher Aktivitäten (z. B. Blinden- oder Amputierten-Fußball selbst erleben). 

Das Blindenfußballteam des FC St. Pauli auf dem UEFA EURO 2024 Fan Fest Hamburg
© Thomas Panzau

Die Senatskoordination unterstützte die barrierefreie Organisation des Tages und trug zur 
Sensibilisierung der Besucherinnen und Besucher für die Vielfalt inklusiver Sportangebote 
bei. Die bei diesen Veranstaltungen erprobten Maßnahmen betrachtet die Senatskoordi-
nation als geeignete Grundlage, um künftige Sportereignisse in Hamburg noch inklusiver 
zu gestalten.

Parallel zur Arbeit im Kontext von Großveranstaltungen setzte die Senatskoordination 
Akzente zur Stärkung wohnortnaher Sportteilhabe. Ein wesentliches Anliegen war es, 
die barrierefreie Nutzung von Sportstätten im Quartier zu fördern und die Erreichbarkeit 
dieser Angebote zu verbessern. Dabei stand die Bedeutung durchgängiger barrierefreier 
Wegeketten, verlässlicher ÖPNV-Anbindungen und bedarfsorientierter Mobilitätsange-
bote im Fokus. Wohnortnahe Sportangebote tragen aus Sicht der Senatskoordination 
maßgeblich zur sozialen Integration und zur Stärkung des Miteinanders im Stadtteil bei.

Für die langfristige Weiterentwicklung inklusiver Sportstrukturen hält die Senatskoordi-
nation eine systematische Evaluation für erforderlich. Von besonderer Bedeutung sind 
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dabei die Erfassung barrierefreier Sportstätten, die Nutzung des neu geschaffenen För-
derinstruments für Dolmetschleistungen, die Entwicklung inklusiver Vereinsangebote 
sowie Rückmeldungen aus Selbstvertretungsorganisationen. Die Verankerung von Barri-
erefreiheit im Sportfördervertrag stellt aus Sicht der Senatskoordination eine zentrale 
politische Aufgabe der kommenden Jahre dar. Ebenso wird die Qualifizierung von Traine-
rinnen und Trainern, Ehrenamtlichen sowie die verlässliche Finanzierung inklusiver Ange-
bote als wesentliche Voraussetzungen für nachhaltige Fortschritte bewertet.

Verabschiedung der Hamburger Paraathletinnen zu den Paralympischen Spielen Paris 2024 
v.l.n.r.: Edina Müller (Para Kanu), Staatsrat Christoph Holstein (Behörde für Inneres und Sport), 
Maya Lindholm (Rollstuhlbasketball), Ulrike Kloiber (Senatskoordinatorin), Anne Patzwald (Roll-
stuhlbasketball), Ingrid Unkelbach (damals Olympiastützpunkt Hamburg/Schleswig-Holstein) 
© SKBM 

In den kommenden Jahren sollten erfolgreiche Ansätze verstetigt, verbindliche Standards 
weiter ausgebaut und Fortschritte systematisch überprüft werden, um die gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im Sport weiter zu verbessern.



53

9. INTERESSENVERTRETUNGEN VON 
MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

Interessenvertretungen spielen eine zentrale Rolle in der demokratischen Gesellschaft. 
Sie ermöglichen es verschiedenen Gruppen und Organisationen, ihre Anliegen und Be-
dürfnisse gegenüber politischen Entscheidungsträgern wirksam zu artikulieren und so an 
der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten mitzuwirken. Dabei geht es nicht nur um die 
Unterstützung der Organisationen selbst, sondern auch um die Förderung und den Ausbau 
von Instrumenten, die diese Interessenvertretungen stärken und ihre Arbeit erleichtern. 
Ein zentrales Anliegen der Senatskoordination ist es daher, diese Strukturen gezielt zu 
fördern, um eine vielfältige und lebendige Beteiligung von Menschen mit Behinderungen 
sicherzustellen. Durch gezielte Maßnahmen und Angebote soll gewährleistet werden, dass 
Interessenvertretungen nicht nur bestehen, sondern auch dauerhaft und wirkungsvoll ihre 
Aufgaben erfüllen können.

Gemäß § 15 HmbBGG wird bei der zuständigen Behörde ein Landesbeirat zur Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen eingerichtet, dessen zentrale Aufgabe darin besteht, 
den Senat sowie die Senatskoordination bei der Schaffung gleichwertiger Lebensbe-
dingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen umfassend zu unterstützen und 
beratend zur Seite zu stehen. 

Der Landesbeirat setzt sich aus 20 ehrenamtlich tätigen Mitgliedern zusammen, die sowohl 
aus dem Kreis der Menschen mit Behinderungen als auch aus deren Interessenvertretungen 
stammen. Die Auswahl dieser Mitglieder erfolgt durch Vorschläge der Senatskoordinati-
on und der „maßgeblichen Interessensvertretung von Menschen mit Behinderungen“ in 
Hamburg (vgl. § 15 HmbBGG), woraufhin die zuständige Behörde die Bestellung für die 
Dauer einer Legislaturperiode der Bürgerschaft vornimmt. 

Planmäßig führt das Gremium vier Sitzungen pro Jahr durch, wobei die Geschäftsführung 
in der Verantwortung der Senatskoordination liegt, die zugleich als vorsitzendes Mitglied 
fungiert. Zu den wesentlichen Aufgaben der Geschäftsführung zählt insbesondere die 
Organisation und Durchführung der Sitzungen sowie die Gewährleistung einer barriere-
freien Teilhabe aller Mitglieder. 

Im Berichtszeitraum umfasste der Landesbeirat neben Expertinnen und Experten in eigener 
Sache auch Angehörige sowie Vertreterinnen und Vertreter von Interessenorganisationen 
für Menschen mit Behinderungen. In den Jahren 2023/2024 fanden jeweils vier reguläre 
Sitzungen statt, die überwiegend in Präsenz abgehalten wurden. Darüber hinaus wurde 
im Jahr 2023 eine zusätzliche Sondersitzung durchgeführt, die der Zusammenarbeit 
zwischen der Senatskoordination und dem Landesbeirat gewidmet war.
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Ein zentrales Thema in der Arbeit 2023/2024 des Landesbeirates war das barrierefreie 
Wohnen. Hierzu erarbeitete das Gremium eine Stellungnahme, die die Bedeutung einer 
inklusiven Wohnraumgestaltung und die stärkere Berücksichtigung barrierefreier Aspekte 
in der Wohnungsbauplanung hervorhob. Zudem wurden verbesserte Kooperationen zwi-
schen relevanten Akteurinnen und Akteuren sowie Maßnahmen zur Förderung barrierefreier 
Angebote thematisiert. Auf Grundlage dieses Positionspapiers fand ein Austausch mit der 
zuständigen Senatorin statt, bei dem zentrale Herausforderungen und Lösungsansätze 
besprochen wurden.

Ein weiterer zentraler Schwerpunkt des Landesbeirates bildete das Thema barrierefreie 
Mobilität. Mit einem Positionspapier machte der Landesbeirat auf die Notwendigkeit einer 
konsequenten Verbesserung der barrierefreien Mobilität aufmerksam, um selbstbestimmte 
Teilhabe für alle zu gewährleisten. Dabei standen insbesondere der barrierefreie Zugang 
zu Verkehrsmitteln, die Bereitstellung zugänglicher Informationen sowie die Berücksichti-
gung der Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen bei der Planung und Umsetzung 
im Fokus.19

Seit dem Jahr 2022 lädt die Senatskoordination die bezirklichen Inklusionsbeiräte regel-
mäßig zu gemeinsamen Treffen ein, um einen intensiven und konstruktiven Austausch zu 
fördern. Dabei steht im Mittelpunkt, sich über die unterschiedlichen Herausforderungen in 
den einzelnen Bezirken zu informieren und die Zusammenarbeit zwischen den verschiede-
nen Gremien zu stärken. Im Jahr 2023 erfolgte dieser Austausch zunächst in Form eines 
Stammtisches, an dem neben den bezirklichen Inklusionsbeiräten auch der Landesbeirat 
zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen sowie verschiedene Behinderten-Arbeits-
gemeinschaften teilnahmen. Thematisch lag der Fokus auf der Diskussion barrierefreier 
Wohnkonzepte sowie der besonderen Bedeutung der bezirklichen Ebene für die Umset-
zung der UN-BRK. Im Rahmen dieser Treffen konnten Herausforderungen identifiziert und 
Möglichkeiten zur weiteren Stärkung der Gremien ausführlich erörtert werden.

Die regelmäßigen Zusammenkünfte ermöglichen ferner den Aufbau eines konstruktiven 
Arbeitsnetzwerks, das den bezirklichen Inklusionsbeiräten den Austausch untereinander 
sowie mit der Senatskoordination erleichtert. Dabei können gemeinsame Themen erkannt, 
abgestimmt und Best-Practice-Beispiele ausgetauscht werden. Die Beiräte haben die Mög-
lichkeit, eigene Anliegen und Themen einzubringen, die dann gemeinsam diskutiert werden. 

Ein zentrales Anliegen der Senatskoordination im Berichtszeitraum war und ist es, die 
Kooperation der bezirklichen Inklusionsbeiräte und Arbeitsgemeinschaften bezirksüber-
greifend zu stärken. 

Anlässlich eines bürgerschaftlichen Ersuchens vom 12. Juni 202420 führte das federführende 
Bezirksamt Hamburg-Nord eine Befragung unter den Mitgliedern der bezirklichen Inklusi-

19	 Das Positionspapier des Landesbeirates zur Mobilität in Hamburg ist online abrufbar unter: skbm-landesbeirat-
positionspapier-data.pdf.

20	 Die dazugehörige Drucksache 22/15529 vom 12.06.24 ist online abrufbar unter: Microsoft Word - 15529a.docx

https://www.hamburg.de/resource/blob/999068/79f5a0d02bdca100ebebbefddcb3d4a7/skbm-landesbeirat-positionspapier-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/999068/79f5a0d02bdca100ebebbefddcb3d4a7/skbm-landesbeirat-positionspapier-data.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/87685/22_15529_mitbestimmung_von_menschen_mit_behinderungen_in_den_bezirken#search=%22Inklusionsbeirat%22#navpanes=0
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onsbeiräte durch. Die Ergebnisse dieser Befragung enthielten wertvolle Empfehlungen zur 
Stärkung der bezirklichen Mitbestimmung sowie zur Verbesserung der Beteiligungsformate. 

Vor diesem Hintergrund setzte bzw. setzt sich die Senatskoordination für eine Aufwands-
entschädigung analog zum Landesbeirat ein, um auch das bedeutende Engagement der 
bezirklichen Inklusionsbeiräte angemessen zu würdigen. Eine entsprechende Regelung 
bedarf jedoch einer Rechtsgrundlage, die zu diesem Zweck noch zu schaffen ist.

Das Hamburger Netzwerk Geflüchtete mit Behinderungen ist ein Zusammenschluss 
verschiedener Organisationen, die sich unter der Leitung der Senatskoordination für die 
Rechte von geflüchteten Menschen mit Behinderungen engagieren. 

Seit seiner Gründung im Jahr 2021 trifft sich das Netzwerk regelmäßig, um die beson-
deren Bedürfnisse dieser Personengruppe in Hamburg zu erkennen, zu diskutieren und 
gemeinsam Lösungen zu entwickeln. Zu den 19 Mitgliedsorganisationen zählen Träger 
der Eingliederungshilfe, Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen sowie 
Träger der Flüchtlingshilfe, zusätzlich große Organisationen und Verbände wie Fördern 
& Wohnen AöR, die Diakonie Hamburg und der Sozialverband Deutschland (SoVD), ver-
treten durch den Landesverband Hamburg. Darüber hinaus sind in dem Netzwerk auch 
engagierte Fachärztinnen und Fachärzte vertreten, die mit ihrem Fachwissen und ihrer 
Erfahrung einen wichtigen Beitrag leisten. 

Die Senatskoordination koordiniert die Zusammenarbeit der Netzwerkpartnerinnen und 
-partner und setzte sich im Berichtszeitraum für eine bedarfsgerechte Versorgung aller 
geflüchteten Menschen mit Behinderungen ein. 

Im Mai 2023 wurde beschlossen, das seit 2016 bei der Sozialbehörde angesiedelte Di-
alogforum Geflüchtete mit Behinderung, das zum 1. Juli 2023 aufgelöst werden sollte, 
mit dem unter der Federführung der Senatskoordination bestehenden Netzwerk zusam-
menzuführen. Ziel dieser Zusammenführung war es, die Themen weiterhin gebündelt und 
effektiv in Hamburg voranzubringen.

Die Arbeit des Netzwerks und des Dialogforums basiert auf dem gemeinsam erarbeite-
ten Positionspapier mit dem Titel „Chancengleichheit durch strukturierte Identifizierung: 
Schutzbedürftige geflüchtete Menschen erkennen und angemessen versorgen“.21

Dieses Papier betont eindringlich die Notwendigkeit, besondere Schutzbedarfe frühzeitig 
zu erkennen und angemessen zu berücksichtigen, um eine bedarfsgerechte Versorgung 
und Unterstützung sicherzustellen. 

Da Behinderungen in den Herkunftsländern häufig nicht nach den in Deutschland geltenden 
Kriterien erfasst werden und viele Einschränkungen zudem unsichtbar bleiben, fordert 

21	 Das Positionspapier ist über die Homepage von centra abrufbar: Positionspapier besonders Schutzbedürftige | 
Centra.

https://centra.hamburg/positionspapier-besonders-schutzbeduerftige/
https://centra.hamburg/positionspapier-besonders-schutzbeduerftige/
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das Positionspapier die Einführung eines systematischen Identifizierungsverfahrens. 
Dieses Verfahren soll von geschultem Personal in einem sicheren Rahmen durchgeführt 
werden und setzt eine enge Vernetzung aller beteiligten Behörden sowie Akteurinnen 
und Akteure voraus. 

Ziel ist es, Fehlzuweisungen zu vermeiden und den Zugang zu therapeutischen Hilfsmitteln, 
Sprachkursen, geeigneten Unterkünften und dem Arbeitsmarkt zu gewährleisten. Dadurch 
soll die Versorgung effizienter und zielgerichteter gestaltet, Konflikte in Unterkünften re-
duziert und die gesundheitliche Versorgung verbessert werden. Darüber hinaus trägt das 
Verfahren zur frühzeitigen Erkennung und Regulierung von Risiken bei und erfüllt sowohl 
rechtliche Verpflichtungen als auch die gesellschaftliche Verantwortung im Hinblick auf 
Integration, Teilhabe und öffentliche Sicherheit. Zusätzlich wird die Einrichtung barriere-
freier Beratungs- und Beschwerdestellen in den Erstaufnahmeeinrichtungen gefordert, 
ebenso wie die Aufhebung der Wohnpflicht in Sammelunterkünften, um eine angemessene 
Unterbringung zu ermöglichen. Die rechtlichen Grundlagen für diese Maßnahmen bilden 
die UN-BRK sowie die EU-Aufnahmerichtlinie 2013/33/EU, die eine bedarfsgerechte 
Aufnahme und systematische Bedarfsfeststellung verbindlich vorschreiben.

Im Jahr 2024 standen im Netzwerk unter anderem die Auswirkungen der Verschärfung 
des Asylrechts auf geflüchtete Menschen mit Behinderungen im Mittelpunkt. Hintergrund 
war die geplante Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS), die eine 
Harmonisierung und Verschärfung der Asylverfahren in der EU vorsieht und damit auch 
Auswirkungen auf den Schutz und die Rechte geflüchteter Menschen in Deutschland hat. 

Darüber hinaus wurden konkrete Herausforderungen, wie der Zugang zu barrierefreien 
Sprachkursen für Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen, thematisiert. Es 
wurde festgestellt, dass bisher nur wenige Angebote existieren und eine Erweiterung der 
bestehenden Datenbanken notwendig ist. 

Die Senatskoordination wird sich in diesem Zusammenhang bei der Sozialbehörde weiter-
hin für individuellere Lösungen einsetzen, insbesondere im Übergangsmanagement von 
Schule in den Beruf. Weitere Themen waren der erhöhte Bargeldbedarf von Kindern und 
Menschen mit Behinderungen sowie die fehlende Möglichkeit, ein vergünstigtes Deutsch-
landticket mit Sozialrabatt zu erwerben. 

Insgesamt zeigt die Arbeit des Netzwerks und der Senatskoordination, wie wichtig eine 
enge Zusammenarbeit verschiedener Akteurinnen und Akteure ist, um die besonderen 
Bedürfnisse geflüchteter Menschen mit Behinderungen in Hamburg sichtbar zu machen 
und zu adressieren. 

Durch die Bündelung von Fachwissen, Erfahrung und Engagement werden kontinuierlich 
Fortschritte erzielt, die dazu beitragen, die Teilhabe und Versorgung dieser vulnerablen 
Gruppe zu verbessern und ihre Rechte zu stärken.
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Treffen des Netzwerks „Geflüchtete mit Behinderungen“ bei der Senatskoordination 
© SKBM

Die Einführung eines standardisierten Identifizierungsverfahrens sowie die politische 
Sensibilisierung für die Belange geflüchteter Menschen mit Behinderungen sind dabei 
weiterhin zentrale Meilensteine auf dem Weg zu einer inklusiven und gerechten Flücht-
lingspolitik in Hamburg.

Die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) unterstützt Menschen mit Behin-
derung sowie Personen, die von einer Behinderung bedroht sind, bei Fragen zur Rehabi-
litation und Teilhabe. 

Ziel der EUTB ist es, die Betroffenen zu stärken und ihnen eine kostenlose sowie ver-
trauliche Beratung anzubieten. Die Beratung hilft beispielsweise dabei, Leistungen zur 
Teilhabe zu beantragen, passende Hilfsmittel zu finden oder den Weg zu einem geeigneten 
Arbeitsplatz zu ebnen. Dabei können sich Ratsuchende bereits frühzeitig informieren, 
noch bevor konkrete Anträge gestellt werden. Die Beratung erfolgt durch qualifizierte 
Fachkräfte, von denen viele selbst mit einer Behinderung leben, sodass die Beratung auf 
Augenhöhe stattfindet. Auch Angehörige von Menschen mit Behinderung können dieses 
Angebot nutzen, um Unterstützung zu erhalten (Sozialbehörde, 2025a).

In Hamburg sind Beratungsstellen der EUTB in allen sieben Bezirken vertreten, sodass 
Ratsuchende selbst entscheiden können, welche Beratungsstelle sie aufsuchen möchten. 
Die Standorte verteilen sich auf Altona, Bergedorf, Eimsbüttel, Hamburg-Mitte, Harburg, 
Hamburg-Nord und Wandsbek, wobei insbesondere in Eimsbüttel, Hamburg-Nord und 
Wandsbek mehrere Anlaufstellen vorhanden sind.22

22	 Die Standorte der EUTB-Beratungsstellen sind online abrufbar unter: Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 
(EUTB) für Menschen mit Behinderung in Hamburg - hamburg.de.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/themen/behinderung/teilhabeberatung-30846
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/themen/behinderung/teilhabeberatung-30846
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Im Jahr 2024 organisierte die Senatskoordination erstmals ein gemeinsames Treffen mit 
allen Vertreterinnen und Vertretern der EUTB-Beratungsstellen, das nun jährlich stattfinden 
soll. Das erste Treffen, das am 27. März stattfand, diente vor allem dazu, den persönlichen 
Austausch zu fördern und die Zusammenarbeit zu stärken. Thematisiert wurden dabei 
insbesondere die Themen Beschwerden sowie lange Bearbeitungszeiten im Fachamt 
Eingliederungshilfe, die von den Beratungsstellen eingebracht wurden. 

Die Treffen finden weiterhin entweder online oder in Präsenz statt und bieten Raum für 
Erfahrungsaustausch sowie die Koordination der Beratungsangebote. Durch diese kon-
tinuierliche Zusammenarbeit wird gewährleistet, dass die Teilhabeberatung in Hamburg 
stetig weiterentwickelt und bestmöglich an die Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung 
angepasst wird.

Der Runde Tisch Sexualität inklusiv setzt sich dafür ein, dass Menschen mit Behinderun-
gen ihre Sexualität selbstbestimmt gestalten können und gleichzeitig vor sexualisierter 
Gewalt geschützt werden. An diesem Arbeitskreis sind neben der Senatskoordination 
auch Mitarbeitende aus Beratungsstellen für sexuelle Bildung und Gewaltprävention, 
Fachkräfte aus Schwerpunktschulen, freiberufliche Expertinnen und Experten, Mitarbei-
tende aus Behörden, Selbstvertretungen aus den Bereichen Wohnen und Arbeit sowie 
Frauenbeauftragte aus Werkstätten für Menschen mit Behinderungen beteiligt. 

Im Jahr 2023 und 2024 gelang es dem Runden Tisch erneut, die Wanderausstellung 
„Echt mein Recht“ nach Hamburg zu holen. Diese Ausstellung wurde vom PETZE-Institut 
für Gewaltprävention in Kiel entwickelt und richtet sich insbesondere an Menschen mit 
Lernschwierigkeiten. Sie informiert anschaulich über Selbstbestimmung und Schutz vor 
sexualisierter Gewalt. 

Die Ausstellung verfolgt das Ziel, sexualisierte Gewalt zu verhindern und die Selbstbe-
stimmung sowie das Selbstwertgefühl der Besucherinnen und Besucher zu stärken. Dabei 
richtet sie sich nicht nur an Menschen mit Behinderungen, sondern auch an Fachkräfte, 
Angehörige, rechtliche Betreuerinnen und Betreuer sowie Personen, die Menschen mit 
Behinderungen begleiten und unterstützen. 

Die Ausstellung ist bundesweit im deutschsprachigen Raum unterwegs und umfasst sechs 
interaktive Themenbereiche, die Informationen und Austausch zu Rechten, Gefühlen, Part-
nerinnen- und Partnerschaft, Freizeit, Wohnen und Arbeit, Körperwissen und Sexualität 
sowie Beratung bieten. Sie ist in leicht verständlicher Sprache mit Bildern und Illustratio-
nen gestaltet und enthält rechtliche Informationen. Zudem zeigt sie Wege zu Assistenz, 
Hilfe und Beratung auf und stellt Materialien zum Mitnehmen sowie Begleitmaterial zur 
Vertiefung bereit. Ergänzend zur Ausstellung werden Informationsveranstaltungen und 
Fortbildungen für Fachkräfte und Expertinnen und Experten in eigener Sache angeboten, 
die von qualifizierten Mitarbeitenden des PETZE-Instituts durchgeführt werden (PETZE-
Institut für Gewaltprävention gGmbH, 2025).
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Die Ausstellung fand 2023 im Foyer des Bezirksamts Hamburg-Mitte und 2024 an der 
HafenCity Universität statt. Die Senatskoordination unterstützte die Planung der Aus-
stellung und begleitete sie öffentlichkeitswirksam, unter anderem durch die Eröffnung der 
Ausstellung mit einem Grußwort. 

Im Rahmen der Ausstellung 2023 fand zudem die Fotoaktion #ichredemit statt, die die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen auf sexuelle Selbstbestimmung und Schutz 
vor sexualisierter Gewalt in den Fokus stellte. Diese Aktion, initiiert vom Runden Tisch 
Sexualität inklusiv, machte die Forderungen an die Politik sichtbar, die bereits 2021 for-
muliert wurden. 

Ziel der Fotoaktion war es, alle Menschen dazu zu ermutigen, bei den Themen Sexua-
lität und Schutz vor Gewalt mitzureden. Teilnehmende konnten Fotos von sich mit den 
Forderungen machen und diese in sozialen Medien oder bei der Ausstellung zeigen. Die 
Senatskoordination unterstützte diese Aktion aktiv, um die Anliegen der Betroffenen 
öffentlich zu stärken und die politische Aufmerksamkeit für die Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderungen zu erhöhen.

Der Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK in Hamburg ist ein zentrales Instru-
ment, mit dem der Hamburger Senat seit 2012 seine Ziele und Maßnahmen zur Förderung 
von Inklusion und Barrierefreiheit bündelt und kontinuierlich weiterentwickelt. Die aktuelle 
Fortschreibung des Landesaktionsplans wurde am 9. Januar 2024 beschlossen.23 Ziel die-
ses Plans ist es, die Rechte und Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen 
in Hamburg weiter zu stärken und die Stadt zu einer Inklusionsmetropole auszubauen 
(Sozialbehörde, 2025b).

Auf Grundlage eines umfangreichen öffentlichen Beteiligungsverfahrens wurden von der 
Sozialbehörde, in enger Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden, acht fachpolitische 
Handlungsfelder definiert, die den strategischen Rahmen des Landesaktionsplans bilden. 

Diese umfassen die gesamtstädtische Aufgabe der Inklusion, inklusive Bildung von Anfang an, 
barrierefreies Bauen und Wohnen, barrierefreie Mobilität in der Stadt, Arbeit und Beschäf-
tigung, Schutz und Unterstützung, selbstbestimmte Freizeit sowie Gesundheit und Pflege. 

Um den Plan übersichtlich und handhabbar zu gestalten, wurden die zahlreichen Vorschläge 
zu 66 konkreten Maßnahmen verdichtet (ebd.).

Der neue Landesaktionsplan zeichnet sich durch eine stärkere Verbindlichkeit aus: Jede 
Behörde benennt sogenannte „Focal Points“, feste Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner, welche die Umsetzung der Maßnahmen begleiten. 

23	 Der aktuelle Landesaktionsplan 2023 ist online abrufbar unter: uebereinkommen_der_vereinten_nationen_ueber_
die_rechte_von_menschen_mit_behinderungen_un_behindertenrechtskonvention_bericht_des_senats_zum_stand_
de.pdf. Eine barrierefreie Version sowie eine Version in leichter Sprache wird derzeit erarbeitet und schnellstmöglich 
auch auf dieser Seite veröffentlicht.

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/86052/uebereinkommen_der_vereinten_nationen_ueber_die_rechte_von_menschen_mit_behinderungen_un_behindertenrechtskonvention_bericht_des_senats_zum_stand_de.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/86052/uebereinkommen_der_vereinten_nationen_ueber_die_rechte_von_menschen_mit_behinderungen_un_behindertenrechtskonvention_bericht_des_senats_zum_stand_de.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/86052/uebereinkommen_der_vereinten_nationen_ueber_die_rechte_von_menschen_mit_behinderungen_un_behindertenrechtskonvention_bericht_des_senats_zum_stand_de.pdf
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Gesetzgebungsprozesse sind künftig regelmäßig darauf zu prüfen, ob sie mit der UN-
BRK vereinbar sind. So soll sichergestellt werden, dass neue Regelungen die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen stärken.

Die Fortschritte bei der Umsetzung des Landesaktionsplans werden einmal im Jahr in einer 
gemeinsamen Runde der Staatsrätinnen und Staatsräte und dem Vorstand der Hamburger 
Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen (LAG) e.V. vorgestellt und erörtert. 

Gleichzeitig wird über den Umsetzungsstand der Maßnahmen zur Umsetzung der UN-
BRK auch online informiert und der Sachstand regelmäßig überprüft, um die Maßnahmen 
kontinuierlich zu verbessern. Darüber hinaus ist geplant, den Landesaktionsplan digital 
weiterzuentwickeln. So können neue Maßnahmen flexibel ergänzt werden, um die Umset-
zung der UN-BRK in Hamburg langfristig zu stärken.

Zum Landesaktionsplan wurde zudem ein Schattenbericht erstellt.24 Dieser Bericht, der 
im Dezember 2024 veröffentlicht wurde, bietet eine kritische Analyse der Situation von 
Menschen mit Behinderungen in Hamburg und wurde von Betroffenen und ihren Organi-
sationen erstellt (Sozialbehörde, 2025c).

Im Rahmen ihrer Tätigkeit hat die Senatskoordination den gesamten Prozess der Entwick-
lung des neuen Landesaktionsplans eng begleitet. Von zentraler Bedeutung ist, belastbare 
Erkenntnisse über die Fortschritte zur Umsetzung der UN-BRK in Hamburg zu gewinnen. 
Dies würde auch die Grundlage für den angestrebten dynamischen Weiterentwicklungs-
prozess schaffen. 

Daher spricht sich die Senatskoordination dafür aus, zukünftig deutlich konkretere und 
spezifische Ziele zu formulieren und die Angabe von Start- und Enddatum bei den Zielen 
sowie die Bildung von Indikatoren in den Landesaktionsplan zu verankern, um die Zieler-
reichung überprüfen zu können.

Die Schlichtungsstelle nach dem HmbBGG ist eine unabhängige und unparteiische Ein-
richtung, die Menschen mit Behinderungen unterstützt, wenn sie sich von öffentlichen 
Stellen der FHH benachteiligt fühlen. Sie vermittelt außergerichtlich bei Streitigkeiten, 
die insbesondere Themen wie Barrierefreiheit im Verkehr, Kommunikation und Informati-
onsweitergabe betreffen. Betroffene Personen oder anerkannte Verbände können sich an 
die Schlichtungsstelle wenden, wobei Verbände das Schlichtungsverfahren durchlaufen 
müssen, bevor sie eine Verbandsklage erheben können. 

Das Verfahren ist für die Antragstellenden kostenfrei und vertraulich, wobei nur die betrof-
fene öffentliche Stelle über das Anliegen informiert wird, um eine Lösung zu ermöglichen. 
Die Schlichtungsstelle ist an die Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle (ÖRA) 

24	 Der Schattenbericht ist online abrufbar unter: Schattenbericht, Hamburg 2024. Eine Version in Leichter Sprache ist 
online abrufbar unter: Schattenbericht-leichte-Sprache.pdf.

https://www.schattenbericht-hamburg.de/wp-content/uploads/2024/12/Schattenbericht_Hamburg_2024.pdf
https://www.schattenbericht-hamburg.de/wp-content/uploads/2024/12/Schattenbericht-leichte-Sprache.pdf
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angegliedert, die über langjährige Erfahrung in der außergerichtlichen Streitbeilegung 
verfügt und als neutrale Vermittlerin agiert (Sozialbehörde, 2025d).

Im Jahr 2023 nahm die Schlichtungsstelle ihre Arbeit auf und bearbeitete zahlreiche An-
träge, vor allem aus den Bereichen „Bau und Verkehr“ sowie Benachteiligungsverbot und 
Informationstechnik. Die Verfahren wurden überwiegend schriftlich geführt und dauerten 
meist nicht länger als drei Monate. Zudem berät die Schlichtungsstelle telefonisch und 
per E-Mail und verweist bei Bedarf an weitere Beratungsstellen (Freie und Hansestadt 
Hamburg. Behörde für Arbeit, Gesundheit, Familie und Integration (Sozialbehörde), 2023).

Im Jahr 2024 setzte die Schlichtungsstelle ihre Arbeit mit erweitertem Personal fort. Die 
Anzahl der Anträge war zwar geringer, doch der Anteil geeigneter Anträge stieg deutlich. 
Die Verfahren konnten größtenteils zügig abgeschlossen werden. Die Öffentlichkeitsarbeit 
wurde ausgebaut, unter anderem durch barrierefreie Flyer und intensivere Zusammen-
arbeit mit Interessensvertretungen, der Senatskoordination sowie dem Projekt „Digital 
barrierefrei. Einfach für alle.“ der Senatskanzlei, um die Barrierefreiheit der Angebote zu 
verbessern (Freie und Hansestadt Hamburg. Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration (Sozialbehörde), 2024).

Die Zusammenarbeit zwischen der Schlichtungsstelle und der Senatskoordination erfolgte 
im Berichtszeitraum und fortlaufend anlass- und einzelfallbezogen etwa drei bis fünf Mal 
im Jahr in Form einer Fallbesprechung. Für die Zukunft ist geplant, einen regelmäßigen 
Austausch einzuführen. Diese Treffen sollen einmal mit einer größeren Runde von Füh-
rungskräften und einmal mit einer kleineren Gruppe auf Ebene der Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter stattfinden. 

Insgesamt leistet die Schlichtungsstelle einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in Hamburg und fördert die gleichberechtigte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. Durch die außergerichtliche Streitbeilegung werden nicht 
nur individuelle Konflikte gelöst, sondern auch öffentliche Stellen für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen sensibilisiert. 

Die enge Zusammenarbeit mit der Senatskoordination unterstützt diese Ziele und trägt 
dazu bei, Hemmschwellen bei der Inanspruchnahme der Schlichtungsstelle abzubauen. 
Die kontinuierliche Vernetzung und der Austausch mit weiteren Akteurinnen und Akteu-
ren stärken die Wirksamkeit der Schlichtungsstelle als Instrument für mehr Inklusion in 
Hamburg.

Der im Jahr 2022 eingerichtete Hamburger Partizipationsfonds hat sich in den Jahren 
2023 und 2024 als ein bedeutendes Instrument etabliert, um Menschen mit Behinderungen 
und die sie vertretenden Organisationen dabei zu unterstützen, gleichberechtigt an der 
Gestaltung von Politik und Gesellschaft teilzuhaben. Ziel dieses Fonds ist es, die Selbst-
befähigung (Empowerment) zu fördern, damit Betroffene ihre Interessen eigenständig und 
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selbstbestimmt vertreten können. Bei der fachlichen Bewertung der eingereichten Projekte 
wirken Menschen mit Behinderungen als Expertinnen und Experten in eigener Sache in 
einem dafür einberufenen Förderbeirat an den Förderentscheidungen mit. 

Die Senatskoordinatorin ist zusammen mit der federführenden Behörde für Soziales im 
Beirat des Partizipationsfonds als beratendes Mitglied (ohne Stimmrecht) aktiv eingebunden.

Die BürgerStiftung Hamburg übernimmt seit 2022 die Administration des Fonds – von der 
barrierefreien Beratung bis zur Antragsstellung sowie der Einbeziehung des Förderbeira-
tes des Partizipationsfonds. Somit wird die Umsetzung des HmbBGG mit Leben gefüllt. 

Der Fonds ist mit einem jährlichen Budget von 150.000 Euro ausgestattet. Seit der Ein-
richtung des Partizipationsfonds 2022 bis zum Jahr 2024 wurden mit 287.000 € insge-
samt 49 niedrigschwellige Maßnahmen und Projekte zur Stärkung der aktiven Mitwirkung, 
Mitbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und ihrer Verbände bei der 
Gestaltung von Politik und Gesellschaft gefördert (BürgerStiftung Hamburg, 2025, S. 1). 

So konnten Selbstvertretungs- und Angehörigenorganisationen von Menschen mit Behin-
derungen durch eine breite Vielfalt wie beispielsweise durch Maßnahmen der Öffentlich-
keitsarbeit, dem Auf- und Ausbau ihrer Organisationsstrukturen und Kompetenzen sowie 
zur barrierefreien Kommunikation in ihren Mitwirkungsmöglichkeiten gestärkt werden.25

Die Einführung des Partizipationsfonds wird von Politik und Zivilgesellschaft als ein 
bedeutender Fortschritt auf dem Weg zu gleichberechtigter Mitwirkung und Teilhabe 
bewertet. Der Fonds schafft niedrigschwellige Zugänge für Initiativen und Vereine, die 
bisher kaum Chancen auf Projektförderung hatten, und ist somit ein wichtiges Instrument 
zur Förderung von Selbstbestimmung, Empowerment und Vernetzung von Menschen mit 
Behinderungen in Hamburg. 

Insgesamt wird der Fonds in Verbindung mit dem Beratungsangebot der BürgerStiftung 
Hamburg sehr gut nachgefragt und hat sich erfolgreich in den Netzwerken der Selbst-
vertretung von Menschen mit Behinderungen in Hamburg etabliert. 

25	 Eine Übersicht über eine Auswahl der geförderten Projekte sind online abrufbar unter: BürgerStiftung Hamburg | 
Partizipation.

https://buergerstiftung-hamburg.de/fonds/partizipation/uebersicht/
https://buergerstiftung-hamburg.de/fonds/partizipation/uebersicht/
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10. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Öffentlichkeitsarbeit ist für die Senatskoordination ein wesentliches Instrument, um die 
Anliegen und Rechte von Menschen mit Behinderungen in der Öffentlichkeit sichtbar zu 
machen und gesellschaftliches Bewusstsein zu stärken. Sie trägt dazu bei, Transparenz 
über die Arbeit der Senatskoordination zu schaffen, Vertrauen aufzubauen und den Dia-
log mit Betroffenen, der Fachöffentlichkeit und breiten Bevölkerung zu fördern. 

Ulrike Kloiber (Senastakoordinatorin) bei den Feierlichkeiten anlässlich des jüdischen 
Neujahrsfest Rosh haSchana 5786
© Jüdische Union / Shendl Copitman

Dabei spielen soziale Medien mittlerweile eine zentrale Rolle, da sie eine direkte, interak-
tive und zeitnahe Kommunikation ermöglichen. Die Senatskoordinatorin nutzt verschie-
dene Plattformen wie Facebook, Instagram und LinkedIn, um ihre Arbeit und Projekte zu 
präsentieren, aktuelle Themen der Gleichstellung zu thematisieren und Einzelanfragen 
zu bearbeiten. Auf ihrer offiziellen Facebook-Seite als Senatskoordinatorin wächst die 
Zahl der Followerinnen und Follower kontinuierlich. Auch auf Instagram und LinkedIn 
verzeichnet sie eine zunehmende Reichweite. Die Inhalte auf diesen Kanälen bieten nicht 
nur sachliche Informationen, sondern fördern auch einen lebendigen Austausch und eine 
persönliche Verbindung zu den Nutzerinnen und Nutzern. Im Berichtszeitraum erreichte 
die Senatskoordinatorin insgesamt 527 Anfragen, davon 178 Anfragen zu Grundsatz-
themen zu vielfältigen Themen.
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Ergänzend zur digitalen Präsenz der Senatskoordinatorin organisiert der Arbeitsstab 
eigene Veranstaltungen, die den direkten Dialog und die Vernetzung mit der Zielgruppe 
weiter vertiefen. So engagierte sich die Senatskoordination im Berichtszeitraum bspw. mit 
gezielten Öffentlichkeitsmaßnahmen für die Förderung eines inklusiven Arbeitsmarktes 
in Hamburg. Im Rahmen der jährlich stattfindenden Neujahrsempfänge, die 2023/2024 
im Hamburger Rathaus ausgerichtet wurden, wurde eine wichtige Plattform für den Aus-
tausch zwischen Unternehmen, Fachbehörden und weiteren Akteurinnen und Akteuren 
geboten, die sich für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen einsetzten. 
Ziel dieser Veranstaltungen war es, die Inklusion auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
stärken, indem die Arbeit der Unternehmen gewürdigt und motiviert wurde, Menschen 
mit Behinderungen sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze anzubieten. 

Durch die Einbindung von Vertreterinnen und Vertretern aus der Wirtschaft, Sozialbehörde, 
dem Integrationsamt, der Agentur für Arbeit sowie Integrationsfachdiensten wurde ein 
umfassender Dialog gefördert, der den Erfahrungsaustausch und die kollegiale Beratung 
zwischen Unternehmen unterstützt. Die breite Branchenvielfalt der teilnehmenden Un-
ternehmen – von Kindertagesstätten über IT-Spezialisten bis hin zu Pflegeeinrichtungen 
und Handwerksbetrieben – verdeutlichte die umfassende Reichweite und Bedeutung der 
Öffentlichkeitsarbeit für einen inklusiven Arbeitsmarkt in Hamburg (vgl. Kapitel 3).

Die Senatskoordination veranstaltete in den Jahren 2023 und 2024 jeweils einen Fachtag, 
die sich mit den entscheidenden Übergängen im Leben von Menschen mit Behinderungen 
beschäftigten. Ziel dieser Fachtage war es, die Bedingungen für inklusive Bildungs- und 
Teilhabeprozesse zu verbessern und die Herausforderungen, die mit den Übergängen von 
der Kita in die Schule sowie von der Schule in Ausbildung und Beruf verbunden waren, 
gemeinsam mit Expertinnen und Experten, Fachkräften, politischen Entscheidungsträgerin-
nen und Entscheidungsträgern sowie Betroffenen und deren Angehörigen zu analysieren 
und Lösungsansätze zu entwickeln.

Der Fachtag 2023 widmete sich dem Übergang von der Kita in die Grundschule, einem 
wichtigen Meilenstein in der Bildungsbiografie von Kindern. Dabei wurde herausgearbeitet, 
wie ein inklusiver Übergang gelingen kann, der den individuellen Bedürfnissen der Kinder 
gerecht wird und die Zusammenarbeit zwischen Kitas, Schulen und Familien stärkt. Die 
Veranstaltung bot Raum für fachlichen Austausch, Praxisbeispiele und Diskussionen, um 
Hemmnisse zu identifizieren und Gelingensbedingungen zu formulieren. Ein besonderer 
Fokus lag auf der Rolle der Erziehungsberechtigten und der Notwendigkeit, Inklusion als 
gemeinsamen Auftrag von Kita und Schule zu verstehen. Die Teilnehmenden bewerteten 
den Stand der inklusiven Bildung in Hamburg differenziert, wobei positive Beispiele her-
vorgehoben wurden, aber auch Herausforderungen wie bürokratische Hürden, fehlende 
personelle Ressourcen und der Bedarf an qualifizierter Unterstützung benannt wurden. 
Die Ergebnisse des Fachtags dienten als Grundlage für weitere Gespräche und Hand-
lungsempfehlungen, um den inklusiven Übergang in Hamburg weiter zu verbessern.26

26	 Weitere Informationen zum Fachtag „Weil zusammen mehr geht – Kita und Schule inklusiv im Übergang“ sind online 
abrufbar unter: Fachtag inklusiver Übergang Kita-Schule - hamburg.de.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/einrichtungen/skbm/fachtag-inkluiver-uebergang-kita-schule-270232
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Mitwirkende im Rahmen des Fachtags „Weil zusammen mehr geht – Kita und Schule inklusiv 
im Übergang“ 2023
© SKBM 

Im Jahr 2024 richtete sich der Fachtag auf den Übergang von der Schule in Ausbildung 
und Beruf, der für junge Menschen mit Behinderungen eine besonders herausfordernde 
Phase darstellt, die maßgeblich ihre gesellschaftlichen Teilhabechancen beeinflusst (vgl. 
Kapitel 3). In der abschließenden Diskussionsrunde mit der Schulsenatorin und weiteren 
Expertinnen und Experten wurde betont, wie wichtig es sei, junge Menschen auf ihrem 
Weg in Ausbildung und Beruf zu begleiten und sie in ihren Fähigkeiten zu bestärken, um 
ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen.

Zusammenfassend verfolgten die Fachtage der Senatskoordination das Ziel, die inklusiven 
Übergänge in Bildung und Beruf systematisch zu verbessern, indem sie unterschiedliche 
Akteurinnen und Akteure zusammenbrachten, den Austausch förderten und konkrete 
Handlungsempfehlungen erarbeiteten. Dabei standen stets das Wohl und die individuelle 
Förderung der Menschen mit Behinderungen im Mittelpunkt, um ihnen bestmögliche 
Chancen auf Teilhabe und Selbstbestimmung zu eröffnen.

Die Senatskoordination verleiht seit vielen Jahren bedeutende Preise, die das Engagement 
für Inklusion und Chancengleichheit in Hamburg würdigen und fördern, indem innovative 
und vorbildliche Projekte sowie Unternehmen sichtbar gemacht und damit Impulse für 
eine inklusive Gesellschaft gesetzt werden.

Der Senator-Neumann-Preis, der 2023 sein 50-jähriges Jubiläum feierte, wird alle fünf 
Jahre vergeben und zeichnet herausragende Leistungen aus, die mit innovativer Wirkung 
die Interessen von Menschen mit Behinderungen berücksichtigen und so zu einer inklusiven 
Gesellschaft beitragen. Mit diesem Preis soll auf die besondere Situation von Menschen 
mit Behinderungen aufmerksam gemacht und beispielhaft gezeigt werden, wie Inklusion 
in verschiedenen Lebensbereichen erfolgreich umgesetzt werden kann. Die Preisträger 
2023 verdeutlichten dies eindrucksvoll: 
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Der Norddeutsche Rundfunk wurde für seine barrierefreie Mediengestaltung, insbesondere 
bei der Kindersendung „Sesamstraße“, ausgezeichnet, die verschiedene Zugangsformen 
wie Audiodeskription, Gebärdensprache und Untertitel integriert und damit Inklusion 
erlebbar macht. 

Die Hamburger Arbeitsassistenz erhielt eine Anerkennung für ihre langjährige Begleitung 
von Menschen mit Behinderungen auf dem Weg in den ersten Arbeitsmarkt, während das 
inklusive Kooperationsprojekt „Schule der Schlumper“ Kinder mit und ohne Behinderung 
zusammenbringt und gegenseitiges Lernen sowie Bewusstseinsbildung fördert. 

Der Nachwuchspreis ging an das FC St. Pauli-Projekt „Klartext“, das Informationen rund 
um den Fußball barrierefrei zugänglich macht und damit zeigt, wie inklusive Kommunika-
tion im Sport gelingen kann.

Ausgezeichnete und Laudierende des Senator-Neumann-Preises 2023 im Hamburger Rathaus
© SKBM

Der Hamburger Inklusionspreis, der 2024 zum 25. Mal verliehen wurde, richtet sich gezielt 
an Unternehmen und Betriebe, die sich in besonderer Weise für inklusive Beschäftigung 
von Menschen mit Beeinträchtigungen engagieren. Im Rahmen eines Senatsempfangs 
würdigten die Gleichstellungssenatorin und die Senatskoordination gemeinsam mit wei-
teren Partnerinnen und Partnern Unternehmen, die Inklusion im Arbeitsalltag vorleben 
und damit als Vorbilder für eine inklusive Arbeitswelt fungieren. 

Die Preisträgerinnen und Preisträger 2024 zeigten, dass Inklusion kein Hindernis, sondern 
ein Wettbewerbsvorteil ist und einen wichtigen Beitrag zu einer vielfältigen und gerechten 
Stadtgesellschaft leistet. 
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So wurde „Das Geld hängt an den Bäumen gGmbH“ ausgezeichnet, die mit nachhaltigem 
Umwelt- und Klimaschutz Arbeitsplätze für Menschen mit physischen und psychischen 
Einschränkungen schafft. 

Das MEININGER Hotel Hamburg überzeugte durch seine Zusammenarbeit mit der Ham-
burger Arbeitsassistenz und sein Engagement, Vielfalt als Bereicherung im Hotelbetrieb 
zu etablieren. 

Die UKE-Guides, ein Projekt, das Menschen mit Behinderungen als Orientierungshilfen 
im Universitätsklinikum einsetzt, erhielt den dritten Platz für seine wichtige Rolle bei der 
Patientinnen- und Patientenbetreuung und Entlastung des Pflegepersonals. 

Zusätzlich wurde der Innovationspreis an die SUPR SPORTS gGmbH für das inklusive 
Projekt „Sit’n’Skate“ vergeben, das Rollstuhlfahrenden das Skaten beibringt und so ihre 
Selbstbestimmung und gesellschaftliche Wahrnehmung stärkt. 

Alle teilnehmenden Betriebe, die die Voraussetzungen erfüllten, wurden zudem als „Inklu-
siver Betrieb 2024“ ausgezeichnet und mit einem Türschild geehrt, um ihr Engagement 
sichtbar zu machen und weitere Unternehmen zu motivieren, Inklusion als festen Bestand-
teil ihrer Unternehmenskultur zu verankern.27

Die Ausgezeichneten des Hamburger Inklusionspreises 2024 im Hamburger Rathaus
© SKBM / Claudia Höhne

27	 Weitere Informationen zum Hamburger Inklusionspreis 2024 sind online abrufbar unter: Ehrung für Vorbilder eines 
inklusiven Arbeitsmarktes - hamburg.de.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/einrichtungen/skbm/inklusionspreis-verleihung-998502
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/einrichtungen/skbm/inklusionspreis-verleihung-998502
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Die Veranstaltungsreihe „Hamburg ohne Barrieren“ wird von der Senatskoordination in 
Zusammenarbeit mit dem Kompetenzzentrum für ein barrierefreies Hamburg niedrig-
schwellig als Onlineformat angeboten. Das Format richtet sich an Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit dazu 
beitragen möchten, die Barrierefreiheit in Hamburg weiter zu verbessern. 

In jeweils 90-minütigen Sitzungen werden Informationen rund um das Thema Barriere-
freiheit vermittelt, wobei die Schwerpunkte auf den Bereichen Hochbau, Quartier, Verkehr 
und Digitalisierung liegen. 

Ziel dieser Reihe ist es, den Beschäftigten der FHH fundiertes Wissen zu den Themen 
Barrierefreiheit und Inklusion zu vermitteln, damit diese wichtigen Aspekte innerhalb der 
Verwaltung und im Umgang mit den Bürgerinnen und Bürgern berücksichtigt werden. 

Jede Veranstaltung besteht aus einem Impulsvortrag zu einem spezifischen Thema, gefolgt 
von einer Diskussions- und Fragerunde, die den Teilnehmenden die Möglichkeit bietet, sich 
aktiv einzubringen und offene Fragen zu klären. Im Berichtszeitraum 2023/2024 wurden 
insgesamt sieben Veranstaltungen mit rund 180 Teilnehmenden durchgeführt. 

Neben eigenen Veranstaltungen führte die Senatskoordination im Berichtszeitraum weitere 
vielfältige Aktivitäten durch, um das Thema Inklusion und Barrierefreiheit in der Öffent-
lichkeit sichtbar zu machen und den Dialog zu fördern. 

Im Jahr 2023 gab die Senatskoordinatorin zahlreiche Interviews, unter anderem für das 
NDR Hamburg-Journal zu den Themen „Inklusion auf dem Arbeitsmarkt“ und „Barriere-
freie Arztpraxen“ sowie im Rahmen des Jugendjournalismus zu den Paralympics 2024, 
wo die Funktion von Sport zur Inklusion von Menschen mit kognitiver oder körperlicher 
Beeinträchtigung thematisiert wurde. 

Darüber hinaus hielt die Senatskoordinatorin Grußwörter zu verschiedenen Anlässen, 
wie bei der Ausstellungseröffnung „Echt mein Recht“, der Jubiläumsfeier des Bundes der 
Schwerhörigen, der Abschlussveranstaltung „Starke Beiräte“ sowie bei der Wanderaus-
stellung des Kompetenzzentrums für ein barrierefreies Hamburg zum Thema „Persönliches 
Budget“ und der Jubiläumsfeier der Rheuma-Liga Hamburg.

Die Senatskoordinatorin beteiligte sich zudem aktiv an Podiumsdiskussionen und Talk-
Runden, beispielsweise bei einer Veranstaltung der UN-Konvention in Frankfurt zum 
Thema „Übergänge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“, bei der Eröffnung der Innoklusio-
Ausstellung des Rauhen Hauses sowie beim Fachkongress der Landesarbeitsgemeinschaft 
Werkstätten für behinderte Menschen (LAG WfbM), der sich mit der Frage „Inklusion – was 
braucht es wirklich?“ auseinandersetzte. 
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Stellungnahmen zu aktuellen Themen wie gendergerechte Sprache oder barrierefreie Le-
gorampen wurden in verschiedenen Medien veröffentlicht, darunter SZENE Hamburg und 
der Evangelische Presseverband Nord. Unterstützungsschreiben wurden unter anderem 
für den partizipativen Lern-Ort Alsterdorfer Markt verfasst.

Die Senatskoordinatorin hielt Redebeiträge und Vorträge bei unterschiedlichen Veran-
staltungen, etwa bei der Heinrich-Böll-Stiftung zum Thema „Inklusion – Ein Arbeitsmarkt 
für Alle“, bei einer Veranstaltung der BVM zum Thema „Zukunftstaxi“ und bei centra, dem 
koordinierendem Zentrum für traumatisierte Geflüchtete, zur Identifikation von geflüch-

teten Menschen mit Behinderungen 
sowie bei der Europäischen Akademie 
für Steuern, Wirtschaft und Recht zur 
Inklusion und internen Barrierefreiheit 
im öffentlichen Dienst. 

Zudem verfasste die Senatskoordina-
tion Vorworte, wie beispielsweise für 
eine Broschüre der Kassenärztlichen 
Vereinigung Hamburg. Zudem über-
nahm sie Schirmherrschaften, unter 
anderem für den DUOday 2023/2024, 
und wurde in Pressemitteilungen zi-
tiert, etwa bei der Pressemitteilung der 
BVM zu „FREENOW – Inklusionstaxen“.

30-jähriges Jubiläum der Hamburger AssistenzGenossenschaft (HAG) eG
v.l.n.r.: Florian Erdwig (HAG eg), Geena Tequila (Drag Queen), Roman Barth (HAG eg)
© HAG eG/Lars Ruhstrat

Im Jahr 2024 setzte die Senatskoordination die Öffentlichkeitsarbeit mit ähnlicher In-
tensität fort.
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Senatorin Katharina Fegebank (ganz links, damals Behörde für Wissenschaft, Forschung und 
Gleichstellung) mit der Jury und den Laudierenden des Hamburger Inklusionspreises 2024 
im Rathaus
© SKBM / Claudia Höhne 

Zitate der Senatskoordinatorin fanden sich unter anderem in einem Statement der Sozi-
albehörde zum Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK. Grußwörter wurden bei 
zahlreichen Veranstaltungen gehalten, darunter die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft 
der Vertrauenspersonen – Hamburger Wirtschaft (ARGE VP), die Ausstellungseröffnung 
„Echt mein Recht“, die Fachtagung der Beratungsstelle handicap zum Thema „Inklusion in 
der Arbeitswelt“, die Fußball-Inklusionstage im Rahmen der Europa-Meisterschaft 2024, 
das 25-jährige Jubiläum der Minotaurus Kompanie der Elbe-Werkstätten, das zehnjährige 
Bestehen von GUT GEFRAGT, das Sommerfest und 25 Jahre KIDS Hamburg, die 32 Jahre 
Hamburger Arbeitsassistenz, die Fachtagung der Hamburgischen Arbeitsgemeinschaft 
für Gesundheitsförderung e.V. „Gemeinsam gegen Einsamkeit“ sowie die Veranstaltung 
des Zentrums für Disability Studies (ZeDiS) „Schattenbericht Zukunftswerkstatt“.

Die Senatskoordinatorin übernahm weiterhin Schirmherrschaften, beispielsweise für die 
Tagung von Leben mit Behinderung „Leben pur“, den DUOday sowie den Marktplatz NAHT 
von Leben mit Behinderung. 
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Redebeiträge wurden unter anderem bei der Jahrestagung der Schwerbehindertenver-
tretung der FHH, der ARGE VP Jahreshauptversammlung, dem 30-jährigen Jubiläum der 
Hamburger AssistenzGenossenschaft eG sowie der Versammlung der Schwerbehinder-
tenvertretungen der Asklepios Kliniken gehalten. 

Beiträge und Artikel erschienen unter anderem im Elbe-Echo zur „Erfurter Erklärung: 
Übergang auf den 1. Arbeitsmarkt“. 

Moderationen übernahm die Senatskoordinatorin beispielsweise bei der Kunstauktion 
„Kunst in A(u)ktion“ des Ateliers Freistil von Leben mit Behinderung. 

Zudem fanden gemeinsame Pressetermine mit der Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften (HAW) zum Thema „Bildungsfachkräfte“ statt. Die Teilnahme an Podiumsdiskus-
sionen, wie zur Umsetzung des Landesaktionsplans zur Umsetzung der UN-BRK, rundeten 
die vielfältigen Aktivitäten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit ab.

Durch diese breit gefächerte Öffentlichkeitsarbeit hat die Senatskoordination in den 
vergangenen zwei Jahren wesentlich dazu beigetragen, das Bewusstsein für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen zu stärken, den Austausch zwischen verschiedenen 
Akteurinnen und Akteuren zu fördern und die Umsetzung von Inklusion in unterschiedli-
chen Lebensbereichen voranzutreiben.
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11. BUNDESWEITE AKTIVITÄTEN
Im Berichtszeitraum setzte die Senatskoordination die bewährte Zusammenarbeit mit 
dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
sowie den Beauftragten der anderen Bundesländer erfolgreich fort. 

Diese Kooperation umfasste sowohl einen regelmäßigen Online-Austausch zu aktuellen 
Themen mit allen Beauftragten als auch die Teilnahme an den halbjährlich stattfindenden 
zweitägigen Arbeitstreffen der Vertreterinnen und Vertreter des Bundes und der Länder. 
Diese Treffen dienen dem intensiven fachlichen Austausch zu Schwerpunktthemen sowie 
der Erarbeitung gemeinsamer Positionen. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit wurden 
im Sinne einer inklusiven und menschenrechtskonformen Politik in Deutschland zentrale 
Positionen formuliert, welche die Umsetzung UN-BRK vorantreiben sollen.

Die „Bad Nauheimer Erklärung“ (Mai 2023) richtete den Fokus auf eine barrierefreie und 
inklusive Gesundheits- und Pflegeversorgung und fordert angesichts des Fachkräfteman-
gels eine Erhöhung der finanziellen Mittel sowie verbindliche gesetzliche Vorgaben zur 
Barrierefreiheit in medizinischen Einrichtungen. Darüber hinaus sollen die inklusive Aus- und 
Fortbildung des medizinischen Personals gestärkt und spezifischen Versorgungsangebote 
ausgebaut werden.

Die „Potsdamer Erklärung“ (November 2023) thematisierte die Teilhabe im Sport und 
fordert die Schaffung inklusiver Sportangebote, barrierefreier Sportstätten, eine verbes-
serte Hilfsmittelversorgung sowie Maßnahmen zur Gewaltprävention, insbesondere für 
Mädchen und Frauen mit Behinderungen. Schulen werden aufgefordert, die gleichberech-
tigte Teilnahme am Sport sicherzustellen.

Die „Stuttgarter Erklärung“ (April 2024) reflektierte den Umsetzungsstand der UN-BRK 
und fordert bis zum Jahr 2025 eine partizipative Deinstitutionalisierung, barrierefreien 
Wohnraum, eine inklusive Gewaltschutzstrategie sowie ein Verbot von Zwangsmaßnahmen. 
Die konsequente Beteiligung von Menschen mit Behinderungen an politischen Entschei-
dungsprozessen wird als wesentliche Voraussetzung für Inklusion hervorgehoben.

Die „Leipziger Erklärung“ (Oktober 2024) stellte die UN-BRK als Paradigmenwechsel 
im Verständnis von Behinderung heraus und fordert die Verankerung von Inklusion als 
Querschnittsthema in sämtlichen Politikfeldern sowie die verbindliche Etablierung von 
Barrierefreiheit als gesellschaftlichen Standard. Die Beauftragten setzen sich für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ein und regen einen regel-
mäßigen Austausch mit der Ministerpräsidentinnen- und Ministerpräsidentenkonferenz an.

Der „Bremer Appell“ (November 2024) zum 30-jährigen Jubiläum des Benachteiligungs-
verbots im Grundgesetz unterstrich die Notwendigkeit, Diskriminierung abzubauen, das 
Antidiskriminierungsrecht zu reformieren und inklusive Strukturen zu fördern. Zudem wird 
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eine wohnortnahe und zwangsfreie Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung 
gefordert. 

Insgesamt verdeutlichen diese Positionen ein umfassendes Engagement für die Umsetzung 
der UN-BRK in Deutschland, wobei der Schwerpunkt auf Monitoring, rechtlicher Absiche-
rung, partizipativer Gestaltung und gesellschaftlicher Bewusstseinsbildung liegt, um die 
Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
nachhaltig zu fördern.28

Konferenz der Beauftragten für Menschen mit Behinderungen von Bund und Ländern 2023 
in Potsdam
© KBB 

Im April 2024 veranstaltete die Senatskoordination zusammen mit den Beauftragten der 
Norddeutschen Bundesländer einen Erfahrungsaustausch mit einem Vorstandsmitglied 
von Dataport zum Thema Digitale Barrierefreiheit in Bremen. 

Darüber hinaus nahm die Senatskoordinatorin im Oktober 2024 gemeinsam mit weiteren 
Beauftragten an einem Austausch mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
im Rahmen der Jahreskonferenz 2024 teil und berichtete dort über die zentralen Heraus-
forderungen und Erfordernisse zur Umsetzung inklusiver Bildung.

28	 Die gemeinsamen Erklärungen der Beauftragten von Bund und Ländern für Menschen mit Behinderungen sind 
online abrufbar unter: Erklärungen der Beauftragten von Bund und Länder für Menschen mit Behinderungen - ham-
burg.de.

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/einrichtungen/skbm/erklaerungen-der-beauftragten-von-bund-und-laender-fuer-menschen-mit-behinderungen-803448
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/einrichtungen/skbm/erklaerungen-der-beauftragten-von-bund-und-laender-fuer-menschen-mit-behinderungen-803448
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12. AUSBLICK
Obwohl im vergangenen Zeitraum viele wichtige Themen erfolgreich angestoßen wur-
den, bleiben die Herausforderungen groß. Nur durch kontinuierliche und gemeinsame 
Anstrengungen aller Beteiligten können Teilhabe, Schutz und Gleichstellung dauerhaft 
gestärkt werden.

Im Berichtszeitraum 2025/2026 sollen die bisherigen Initiativen zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen konsequent fortgesetzt und zugleich neue Schwerpunkte 
gesetzt werden.

Ein zentraler Fokus liegt künftig darauf, bei der Weiterentwicklung des Katastrophenschutzes 
die Bedürfnisse besonders schutzbedürftiger Gruppen systematisch zu berücksichtigen. 
Dies ist vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Veränderungen und des demografischen 
Wandels besonders wichtig, da familiäre Unterstützungsstrukturen heute nicht mehr 
selbstverständlich sind. Gemeinsam mit Menschen mit Behinderungen sollen Handlungs-
bedarfe identifiziert und geeignete Strategien entwickelt werden.

Darüber hinaus werden die Bemühungen verstärkt, sozialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze für Menschen mit Behinderungen zu schaffen. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
auf der Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze für junge Erwachsene mit psychischen 
Erkrankungen und Autismus-Spektrum-Störungen. Trotz bekannter Barrieren ist eine 
gleichwertige Gesundheitsversorgung in Hamburg für viele Menschen mit Behinderungen 
noch nicht Realität. Daher wird der Ausbau barrierefreier Gesundheitsstrukturen, insbe-
sondere der besseren Zugänglichkeit von Arztpraxen, ein zentrales Ziel bleiben.

Da bislang verlässliche Daten zur Gesundheitssituation von Menschen mit Behinderungen 
fehlen, soll künftig eine solide Datenbasis geschaffen werden. Entsprechende Gesundheits-
indikatoren sollen in die städtische Gesundheitsberichterstattung aufgenommen werden, 
um gezielte Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und Versorgung entwickeln zu können.

Im Bildungsbereich sollen Kinder mit Beeinträchtigungen bereits im frühkindlichen Alter 
besser unterstützt werden. Ziel ist, ihnen über das Kitagutscheinsystem frühzeitig Zugang 
zu Therapie- und Förderangeboten zu ermöglichen. Gleichzeitig bleibt der barrierefreie 
Ausbau von Schulgebäuden ein wichtiges Anliegen. Zudem wird die Verstetigung des 
Konzepts der Bildungsfachkräfte an der HAW Hamburg weiterverfolgt und die Weiter-
entwicklung der Disability Studies unterstützt, um Forschung und Praxis noch enger 
miteinander zu verbinden.

Trotz aller Herausforderungen blicken wir zuversichtlich in die Zukunft. Mit vereinten Kräf-
ten können wir die Lebensqualität von Menschen mit Behinderungen in Hamburg weiter 
verbessern und die bereits erreichten Fortschritte dauerhaft sichern.
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